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Der Heimatdienft 


| Hat uns die Inflation arm oder reich gemacht? 


Don Miniſterialdirektor Dr. Arnold Brecht, ftellvertretender Bevollmächtigter zum Reichsrat. 


In letzter Zeit haben ausländiſche Polititer ſich mit den inneren Staatsſchulden Deutfchlands und mit den deutſchen 
Steuern befaßt. Sie find dabei zu einer Auffaſſung gekommen, die Oeutſchlands Lage als beſonders günſtig kennzeichnet. Aber⸗ 


raſchenderweiſe hat fi 


an derartigen Erörterungen auch 


ein hervorragender Sachverſtändiger, Sir Walter Layton, beteiligt. Diefen 


abwegigen Anſichten iſt im Reichsrat der ſtellvertretende 5 Preußens, Miniſterialdirektor Dr. Arnold Brecht, mit 


aufſehenerregenden Ausführungen entgegengetreten. Da eine richtige 


arſtellung der inneren Schulden 3 urn und ſeiner 


e das Urteil der Welt über N Wirtſchaftslage und Finanzkraft von ausſchlaggebender Bedeutung iſt, haben 
r 


wir Minifterial 


ektor Dr. Brecht gebeten, noch einmal ausführlich die Wirklichkeit von Oeutſchlands inneren Schulden und dem 


Steuerdruck, der auf jedem Oeutſchen laſtet, ſachgemäß, und jo wie es den Tatſachen entſpricht, aufzuzeigen. 


Deutſchland, England und Frankreich haben im Kriege zur Be⸗ 
en der Kriegskoſten ſehr hohe innere Staatsſchulden eingehen 
müſſen. 

England, das bis vor kurzem keine Inflation kannte, hat 
dieſe hohen Staatsſchulden behalten und jährlich verzinſt und amor⸗ 
tiſiert. Die geſamte innere Staatsſchuld in England (wohlverſtanden 
ohne die äußere Schuld an Amerika) beträgt kapitalmäßig 6% Mil⸗ 
liarden GM., feine ganzen inneren Schulden vor der Inflation 
ſchätzungsweiſe über 150 Milliarden GM. betragen. Auf 90 Mil⸗ 
liarden RM. 


Frankreich hat ſeinen Frank auf der Höhe von einem 
Fünftel des urſprünglichen Wertes ſtabiliſiert. Der Kapitalwert 
der franzöſiſchen inneren Staatsſchuld (wieder ohne äußere Schul- 
den) von rund 276 Milliarden Frank beträgt daher heute rund 
46 Milliarden RM. 5 


Deutſchlands innere Kriegskoſten haben über 100 Mil- 
liarden GM., ſeine ganzen inneren Schulden vor der Inflation 
ſchätzungsweiſe über 150 Milliarden Gm. betragen. Auf 90 Mil- 
liarden Gm. beliefen ſich allein die Kriegsanleihen und ſonſtigen 
fundierten Kriegsſchulden am Ende des Krieges. Heute beträgt in- 
folge der Inflation und der geringen Aufwertung der alten Mark- 
ſchulden die geſamte innere Staatsſchuld von Reich und Ländern 
nur 10,5 Milliarden Rm. 

Im Ausland hat man neuerdings dieſe Verſchiedenheit der 
Höhe der inneren Staatsſchulden entdeckt und daraus Schlüſſe auf 
Deutſchlands Fahlungsfähigkeit zu ziehen verſucht. Deutſchland hat, 
ſo ſagt man, nur 10 Milliarden RM. innere Staatsſchulden, während 
England 150 Milliarden, Frankreich 46 Milliarden RM. innere 
Staatsſchulden haben; daraus ergibt ſich, daß Deutſchland noch 
zahlen kann. Mit anderen Worten: Ein Volk, das nur 10 Mil- 
liarden Schulden hat, iſt zahlungsfähiger als ein Volk, das 46 oder 
150 Milliarden Staatsſchulden hat. Man kann ſich denken, welchen 
Eindruck eine ſolche Gegenüberſtellung im Auslande macht. Man 
hat vergeſſen hinzuzufügen, daß Deutſchland urſprünglich ſeinen 
inneren Gläubigern mehr als 150 Milliarden GM. geſchuldet hat, 
und daß Deutſchland dieſe Schulden auf 10 Milliarden deshalb 
hat herunterſtreichen müſſen, weil es nicht in der Lage war, 
ſeinen inneren Gläubigern jährlich wie England 6 Milliarden oder 
wie Frankreich 5 Milliarden RM. an innerem Schuldendienſt (Sinſen 


und Amortiſation) zur Verfügung zu ſtellen. Eine Aktiengeſellſchaft, 


die ihren Mitgliedern nur geringe Dividenden ausſchütten kann, iſt 
nicht reicher, ſondern ärmer als eine ſolche, die hohe ausſchütten kann. 

Aber haben wir nicht in Deutſchland die Altbeſitzanleihen mit 
12% v. H. aufgewertet? Wie kommt es dann, daß die inneren 
Schulden auf nur 10,5 Milliarden zuſammengeſchmolzen find? Die 
Antwort auf dieſe Frage beleuchtet die ganze Tragik der Inflation. 
Von den 90 Milliarden fundierten inneren Kriegsſchulden haben 
nur 26 Milliarden an der geringen Aufwertung von 12% v. B. teil⸗ 
genommen. Die übrigen 64 Milliarden der fundierten inneren 
Kriegsſchuld gehörten nicht zum Altbeſitz. Ein Teil von 22 Mil⸗ 
liarden hat eine nominelle Aufwertung von 2% v. H. ohne realen 
Wert erhalten, die übrigen 42 Milliarden ſind ganz ausgefallen. Sie 
ſind in wertloſem Papier ausgezahlt oder angekauft worden. Damit 
widerlegt ſich die Anſicht mancher Franzoſen, daß es uns nicht viel 
ſchlechter gehen könne als ihnen, weil auch ihre Frankanleihen auf 
20 v. H. (ein Fünftel) entwertet ſeien. Sie meinen, der ganze Unter⸗ 
ſchied ſei dieſer Unterſchied zwiſchen 20 v. H. und 12% v. . Nein, 
dieſe Rechnung ſtimmt nicht. Denn während alle franzöſiſchen 
Staatsanleihegläubiger den Wert von 20 v. H. behalten haben, haben 
allein aus der Kriegszeit 64 Milliarden Rm. deutſcher Staatsſchulden 
an der deutſchen 12% prozentigen Aufwertung nicht teilgenommen! 
Und für die wenigen übrigen Glücklichen beträgt der Kurs ihrer 
aufgewerteten Papiere nur einen Bruchteil von 12% v. B. 

Der normale innere Schuldendienſt des Deutſchen Reiches be⸗ 
trägt denn auch nur insgeſamt 500 Millionen RM. jährlich gegen 
mehr als 6 Milliarden AM. in England und 3 Milliarden Rm. in 
Frankreich. Von den 500 Millionen entfallen in Deutſchland nur 
etwa 280 Millionen RM. auf die Gläubiger in alter Mark (d. h. 
alſo auf alle Dorkfriegsanleihen, Kriegsanleigen und Nachfriegs- 
anleihen vor und während der Inflation in alter Mark), und zwar 
ſind darin nicht nur die Anleihen des Reichs, ſondern auch die 
meiſten Anleihen der Länder enthalten, die das Reich mit den 
Eifenbahnen der Länder übernommen hat. Preußen zahlt daneben 


54 


Länder leicht ſei. 


nur noch jährlich etwa 60 Millionen inneren Schuldendienſt. Um 


die Armſeligkeit dieſes inneren Schuldendienſtes des Reichs zu be⸗ 
greifen, muß man ſich klarmachen, daß im letzten Jahre vor dem 
Kriege, 1915, das Deutſche Reich allein für die Dor kriegsſchulden 
des Reichs ſchon einen Schuldendienſt von rd. 240 Millionen Gm. 
hatte, jo daß alſo heute für Dorfriegs-, Kriegs- und Nachfriegs- 
ſchulden bis zur Inflation kaum mehr gezahlt wird als 1915 für die 
Vorkriegsſchulden allein. 

Normalerweiſe hätte das Reich für die Derzinfung und lang⸗ 
fame Tilgung feiner inneren Kriegskoſten, ähnlich wie England, 
jährlich etwa 6 Milliarden RM. mindeſtens ausgeben müſſen. Es 
zahlt dafür aber nur einen Teil von den 280 Millionen, die für die 
Gläubiger in alter Mark beſtimmt ſind; denn dieſe Summe iſt für 
alle alten Schulden, auch die Vorkriegs⸗ und Nachkriegsſchulden, be⸗ 
ſtimmt. Anſtatt ſeine inneren Kriegskoſten in ſechzig oder hundert 
Jahren ganz allmählich ſeinen inneren Gläubigern zurückzuzahlen, 
hat das Deutſche Reich fie gewiſſermaßen mit einem Male aus dem 
Volk herausgezogen, indem über 100 Milliarden auf einmal annul« 
liert wurden, was genau auf dasſelbe herauskommt, als ob das 
Reich dieſe 100 Milliarden im Steuerwege von den Gläubigern 
ſelbſt eingetrieben hätte. Von dieſer ungeheuren Leiſtung, zu der 
die großen Kriegsentſchädigungen nach außen hinzutreten, ſteht das 
deutſche Volk jetzt völlig erſchlafft da. 

Sieht man ſich die Sache von der Seite der Steuern an, 
ſo wird noch klarer, worum es ſich handelt. In Frankreich fließt 
mehr als ein Viertel, in England ein volles Drittel aller öffentlichen 
Einnahmen an die inneren Gläubiger zurück. Denn in Frankreich 
macht, wie das Statiſtiſche Reichsamt berechnet hat, der innere 
Schuldendienſt etwa 28 v. F. der geſamten öffentlichen Ausgaben 
aus, in England der Dienſt für die ſtaatlichen Schulden ebenfalls 
28 v. H., für die Schulden von Staat und Gemeinden ſogar 335 bis 
55 v. H. der geſamten öffentlichen Ausgaben. In Deutſchland fallen 
dagegen von allen öffentlichen Ausgaben nur 5,1 v. B. auf den 
Schuldendienſt von Reich und Ländern und 4,9 v. HB. auf den 
Schuldendienſt von Reich, Ländern und Gemeinden. (In der Wieder- 
gabe meines Reichsratsberichts war die Zahl für England infolge 
eines Schreibfehlers zum Teil irrtümlich auf ein Fünftel angegeben; 
es handelt ſich bei England aber, wie man ſieht, um ein Drittel. 
Bei Italien und den Vereinigten Staaten kommt etwas mehr als 


ein Fünftel in Betracht.) Wenn ſo in Frankreich und England 


mehr als ein Viertel oder gar ein drittel der Steuereinnahmen an 
die eigenen Gläubiger fließt, ſo iſt das ein Kreislauf des Geldes, 
der ein völlig anderes Bild über die Bedeutung der Steuerlaſt ergibt 
wie in Deutſchland, wo dies nicht der Fall iſt. Selbſt wenn die 
Steuerlaſt in England und Frankreich gleich hoch wäre wie in 
Deutſchland, ergäbe ſich daraus ein großer Unterſchied. Tatſächlich 
find die Steuern in Deutſchland im Verhältnis zum einkommen 
höher als in England und Frankreich. Es ſoll nicht geleugnet 
werden, daß auch England und Frankreich ſehr hohe Steuern er- 
heben. Wir dürfen nicht glauben, daß der Steuerdruck für dieſe 
Aber der entſcheidende Unterſchied liegt darin, 
daß ein ſo großer Teil ihrer Steuern den eigenen Gläubigern wieder 
zugute kommt. 

Wenn man alſo feſtſtellt, daß Deutſchland „nur“ 10% Mil- 
liarden RM. innere Staatsſchuld hat gegen 46 oder 150 Mil- 
liarden RM. von Frankreich und England, fo bedeutet das die 
tragiſche Feſtſtellung, daß von Deutſchlands ſchwerer und, was auch 
in Baſel anerkannt wurde, nicht weiter zu ſteigernder Steuerlaſt nur 
ein Zwanzigſtel an die inneren Gläubiger fließt, in England da- 


gegen ein Drittel und in Frankreich ein Viertel. 


Um in dieſer wichtigen Frage ganz klar zu ſein, teile ich noch 
die genaueren Fahlen mit, um die es ſich handelt. Die geſamten 
Jahresausgaben (1928) betragen in Frankreich für Staat und Ge⸗ 
meinden 66,2 Milliarden Frank. Davon entfallen 18,1 bis 18,5 Mil⸗ 
liarden Frank auf den inneren Schuldendienſt. Das iſt mehr als 
ein Viertel. In England (1928/1929) betragen die Geſamtausgaben 
von Staat und Gemeinden 1205 Millionen Pfund (einfchlieglich 
85 Millionen für Sozialverſicherung). 
inneren Schuldendienſt von Staat und Gemeinden 399 Millionen 
Pfund, alſo fait genau ein Drittel und, wenn man von den Geſamt- 
ausgaben die Ausgaben der Sozialverſicherung abzieht, ſogar mehr 
als ein Drittel. Durch Steuern, Abgaben und Beiträge brauchten 
von den englifchen Geſamtausgaben (einfchlieglich Sozialverſicherung) 


Davon entfallen auf den 
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nur 951 Millionen Pfund gedeckt zu werden; davon bildet der an 
die inneren Gläubiger zurückfließende Betrag alſo ſogar 45 v. H. 


In Deutſchland betrugen die Geſamtausgaben 1928 25 Mil- 


liarden AM., einſchließlich 4,5 für Sozialverſicherung (Invaliden⸗, 
Kranken-, Unfall- und Arbeitsloſenverſicherung). Davon entfielen 
= den inneren Schuldendienſt von Reich, Ländern und Gemeinden 
zuſammen 1, Milliarden (ohne Gemeinden 790 Millionen) RM. 
Das iſt etwa ein Zwanzigſtel. 

Schließlich noch ein Dergleich vom Standpunkt der Fahlun⸗ 
gen nach außen. In den letzten zehn Jahren hat das deutſche 
Volk nach außen an Reparationen unbeſtritten mehr als 12 Mil- 
liarden RM. in bar gezahlt. Das iſt fechs bis achtmal ſoviel wie 
die deutſchen inneren Kriegsgläubiger in der gleichen Zeit erhalten 
haben. Die geſamten Leiſtungen an die früheren Kriegsgegner ſeit 
dem Waffenſtillſtand werden von der Deutſchen Reichsregierung auf 
68 Milliarden, vom Waſhingtoner Inſtitute of Economics auf 
57 Milliarden Rm. geſchätzt. 


Die Folge iſt Armut. Jeder lebt von der Hand in den Mund. 
Referven fehlen. Der Rentner als Kapitalift, auch als Klein- 
kapitaliſt, iſt in Deutſchland nicht mehr vorhanden. Daher fehlt es 
überall an Kapital. Fabriken, Käufer, ſelbſt Paläſte, Landgüter, 
Kanäle, Straßen find noch da, aber niemand kann fie kaufen, nie⸗ 
mand kann ſie verkaufen, es ſei denn zu lächerlichen Preiſen. So 
müſſen wir ganz von unten wieder anfangen, uns langſam durch 
die Armut hindurchzuarbeiten. 


Das wird lange dauern. Durch pathetiſche Worte, durch laien⸗ 
hafte Eiſenbartkuren, durch Mord und Totſchlag können wir dieſe 
Tatſachen nicht aus der Welt ſchaffen. Nur ernſte nüchterne Be⸗ 
ſinnung und feſter Wille können uns langſam unſeren Weg bahnen. 


Aber wenn man uns von außen ſagen will: Wir ſeien gut 
daran, weil von unſeren Steuern ſo wenig an unſere inneren Gläu⸗ 
biger fließt, jo lehnen wir ſolchen falſchen Zuſpruch ab und jagen 
deutlich, wie es wirklich ſteht. 


Was hat Deutſchland für den Frieden getan? 


Don Dr. K. Schwendemann 


Die Aufgabe der in dieſen Tagen beginnenden allgemeinen 
Abrüſtungskonferenz iſt nach dem wortlaut Br Artikels 8 25 Bölker⸗ 
bundsſatzung, auf Grund deſſen dieſe Konferenz einberufen worden 
iſt, die Zerabſetzung und Begrenzung der Rüſtungen oder, vom 
Standpunkt der bereits abgerüſteten Staaten aus formuliert, der 
Küſtungsausgleich durch die Abrüſtung der hochgerüſteten Staaten 
nach Maßſtab und Methoden der deutſchen Abrüſtung. Ebenſo wie 
das vom Beginn der Abrüftungsverhandlungen des Völkerbundes 
an gleich ſeit deſſen Gründung 
geſchehen iſt, wird zweifellos 
auch auf der Abrüſtungskonfe⸗ 
renz verſucht werden, mit dem 
Abrüftungsproblem andere poli- 
tiſche Probleme zu verbinden. 
Das franzöſiſche Memorandum 
zur Abrüſtungsfrage vom 
15. Juli letzten Jahres hat dies 
mit aller Deutlichkeit angekün⸗ 
digt. Frankreich beabſichtigt 
offenbar, die Abrüſtungskonfe⸗ 
renz zu einer Sicherheitskonfe⸗ 
renz zu machen und damit die 
Verhandlungen der Abrüſtungs⸗ 
konferenz wieder mit politiſchen 
Fragen zu befaſſen, deren Lö⸗ 
ſung ſich bisher noch immer als 
unlösbar erwieſen hat. Frank- 
reich faßt dieſe Beſtrebung unter 
dem Schlagwort der Sicherung 
bzw. der Organiſation des 
Friedens zuſammen. Es verſteht 
darunter einen internationalen 
ee 2 Schiedsvertrag 

r die Sicherung der heutigen 
Beſitz⸗ und Machtlage Bas 1816-1870 nz 
und die Ergänzung dieſes Ver⸗ 1871-1919 = 
trages duch den Ausbau eines 

Dölkerbundsjanktionsiyitems, 
das die ‚ganze Welt zur Hilfe 
gegen einen eventuellen An⸗ 
greifer“ verpflichten ſoll, d. h. 
gegen jeden Staat, der verſuchen 
ſollte, den heutigen Beſitzſtand 
gewaltſam anzutaſten. Es liegt 
auf der Hand, daß dieſe Art der 
„Grganiſation des Friedens“ 
nicht dem Frieden an fich, ſon⸗ 
dern in erſter Linie dem Ver⸗ 
ſailler Vertrage und den anderen 
Pariſer Dorortverträgen gilt, d. 
h. ein Inſtrument einſeitig zum 
Nutzen der Gewinner des Welt- 
krieges ſein würden. Der Frie⸗ 


nszuſtand, der damit geſchaffen werden ſoll, würde der weſentlichſten 
Sriedensgrumdlage, der Gegenſeitigkeit 1 
= ne gibt es eine andere gerechtere Auffaſſung von 
a en und Sicherung des Friedens. Sie iſt von der 
dahin & Regierung ſtets in Genf vertreten worden und lautet 
et ein geſicherter Friede, d. h. ein Zuftand, der kriegeriſche 
Er ge ausſchaltet, nur dann möglich iſt, wenn eine inter⸗ 

tonale Rechtsordnung aufgebaut wird, die geeignet iſt, im Ent⸗ 


Vormarschlinien franz Heere 
1610-1648 —> — 8 
1640-1715 > — 
1716-1789 nn 
1790-18012. 


1 
4 


| 


| 


FRANKREICH 


02-1813 —— 


1 


FRANKREICH 


m 


U 


oKöln 


Na 
* 7 7 i nifat.on des Friedens, anſtatt 


Streß 


ones 


n 8 


Vormarschlinien franz. Heere > 


ſtehen begriffene Konflikte des Völkerlebens zu beſeitigen. Denn 
aus den Konflikten des Dölkerlebens entſtehen die Kriege, und wer, 
wie Frankreich das tut, durch ein militäriſches Sanktionsſyſtem den 
Krieg gegen den Krieg zu organifieren verſucht, will das Übel am 
Symptom anſtatt an der Wurzel kurieren. Er reguliert nicht das 
Feuer unter dem Kefjel, um eine Erplofion zu verhüten, ſondern 
will den deckel des Keſſels feſtſchrauben. Trotz allem iſt zu 
erwarten, daß auf der Abrüſtungskonferenz die alten franzöſiſchen 
Beſtrebungen, wie ſie im ſoge⸗ 
nannten Genfer Protokoll ihren 
umfaſſendſten Ausdruck gefunden 
haben, wieder in den Dorder- 
grund geſchoben werden. Frank⸗ 
reich und die mit ihm verbün⸗ 
deten Staaten werden wieder an⸗ 
ſtatt von Abrüſtung von Orga⸗ 


von Verminderung militäriſcher 
Bedrohung, wie ſie die heutigen 
Rüſtungen darſtellen, von der 
Aufſtellung einer internationalen 
Armee, von internationalem Ge⸗ 
neralſtab und von Kriegsvor⸗ 
bereitungen gegen eventuelle An⸗ 
greifer zu ſprechen verſuchen. 
Wie von offizieller franzöſiſcher 
Seite mehrfach auch in letzter 
Seit angekündigt worden iſt, 
will man die Ratifizierung der 
ſogenannten Generalakte, einer 
im Jahre 1928 auf franzöſiſches 
Drängen zuſtandegekommenen ab⸗ 


Mailand? 
* 


3 en geſchwächten Neuauflage des 
+i 7 Genfer Protokolls, verlangen. 
* game. f, Man will offenſichtlich von 

— Deutſchland fordern, es ſolle 


neue Verträge zur „Organiſa⸗ 
tion und Sicherung des Frie⸗ 
dens“ unterzeichnen. Dieſe Der- 
träge ſollen nach franzöſiſchem 
Willen eine Anerkennung des 
territorialen Status quo, d. h. 
alſo indirekt ein Oſtlocarno in 
ſich ſchließen. Man wird das in 
Genf jahrelang verſuchte Spiel, 
Deutſchland vor die Entſchei⸗ 
dung zu ſtellen, entweder ſeine 
ungerechten Oſtgrenzen anzu⸗ 
erkennen oder als Feind des 
Friedens zu erſcheinen, von 
neuem beginnen wollen. 

Die deutſche Offentlichkeit muß 
von vornherein dieſe Dinge im 


richtigen Lichte ſehen. Die Phraſeologie, mit der die franzö iſchen 


Sicherheitsthefen eingewickelt zu werden pflegen, iſt für argloſe 
Freunde des Völkerbundgedankens und des Friedens auch in Deutſch⸗ 
land nicht ſelten irreführend. Man kann heute manchmal ſchon 
hören, Deutſchland müſſe auf der Abrüſtungskonferenz dem Sicher⸗ 
heitsbedürfnis Frankreichs Zugeftändniffe machen, es müſſe die 
Generalakte unterſchreiben, wenn es nicht in eine ungünſtige 
moraliſche Poſition kommen wolle. Diejenigen, die fie argumen« 
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tieren, ſcheinen ganz zu vergeſſen, daß es Deutſchland mit den 
franzöſiſchen Sicherheitstheſen jo ähnlich geht wie es Gretchen in 
Goethes Fauſt geht: Deutſchland hat für die franzöſiſche Sicherheit 
ſchon ſo viel getan, daß ihm zu tun nun nichts mehr übrigbleibt! 
Was hat Deutſchland für die „Organiſation und Sicherung des 
Friedens“ bisher getan d 

Es hat zunächſt einmal, freilich nur unter Zwang, den Der- 
ſailler Vertrag unterſchrieben, dieſen ungerechteſten, einſeitigſten 
und durch ſeinen Artikel 227—251 wohl auch moraliſch minder- 
wertigſten Friedensvertrag der neueren Zeit. Es hat die ungeheuren 
Laſten dieſes Vertrages, ſoweit es nur irgend konnte, und bis zum 
eigenen Niederbruch auf ſich genommen und weitergeſchleppt. Als 
nach Jahren der Bedrohung, der Diktate und militäriſchen Be⸗ 
ſetzungen ſich langſam bei den Siegermächten die Kriegspfychofe 
verflüchtigte und der Weg gegenſeitiger Vereinbarungen betreten 
wurde, hat Deutſch⸗ 
land im Februar 
1925 die Anregung 
zu einem Abkommen 


Die Rüstungsindustrien Europas 


der Friedensſiche⸗ 
en Deutschld, rung mit feinen 
0 Nachbarn gegeben, 


aus der nachher der 
Vertrag von Locarno 
und Deutſchlands 
Eintritt in den Döl- 
kerbund ſich ergaben. 
Was bedeutet der 
Vertrag von Locarno 
als Inſtrument der 
Friedensſicherung d 
Die meiſten haben 
das in unſerer 
ſchnellebigen Seit 
ſchon vergeſſen. Der 
Vertrag bedeutet, daß 
wir nicht nur die 
deutſch⸗franzöſiſche 
und deutſch⸗belgiſche 
Grenze freiwillig an⸗ 
erkannt und ge jede 
gewaltſame nde⸗ 
rung derſelben ver⸗ 
zichtet, ſondern daß 
wir dies auch hin⸗ 
ſichtlich der entmili⸗ 
tariſierten Rhein⸗ 
landzone getan haben. 
Der Vertrag beſitzt außerdem die Garantie Englands und Italiens. 
Frankreich erhielt mit dieſem Vertrage demnach nicht nur einen prak⸗ 
tiſchen Verzicht auf Elſaß⸗Lothringen, ſondern auch die Anerkennung 
des vor ſeinen Grenzen geſchaffenen militäriſchen Glacis und außer⸗ 
dem die Garantie engliſcher und italieniſcher Hilfe im Falle eines 
deutſchen Angriffs. Es erhielt das Höchſtmaß politiſcher und mili⸗ 
täriſcher Sicherung für ſeine Oſtgrenze, die völkerrechtlich überhaupt 
zu verwirklichen iſt. Nach Locarno hat Frankreich keinerlei Anſpruch 
auf irgendwelche Sicherheitsgarantien ſeitens Deutſchlands. 

Wie ſteht es im Oſtend Durch die mit Polen und der 
Tſchechoſlowakei in Locarno abgeſchloſſenen Schiedsverträge hat 
Deutſchland ausdrücklich auf jede gewaltſame Anderung ſeiner öſt⸗ 
lichen Grenzen verzichtet. Was kann man von einem Staate, deſſen 
Grenzen ſo ungerecht und unmöglich verlaufen wie die deutſche Oſt⸗ 
grenzen, mehr an Verzicht verlangen? Aber Polen und mit ihm 
Frankreich — Frankreich im Namen ſeiner angeblich bedrohten 
Sicherheit! — fordern trotzdem ein Oſtlocarno, d. h. dasſelbe für 
die deutſch⸗polniſche Grenze, was Deutſchland für die deutſch⸗ 


franzöſiſche in Locarno zugeſtand. Die Generalakte, deren Unter⸗ 
zeichnung manche deutſchen Friedensfreunde wünſchen, iſt nichts 
anderes als ein verkapptes Oſtlocarno. Sie iſt ein genereller 
Schiedsvertrag, nicht nur für rechtliche, ſondern auch für politiſche 
Streitfälle und ſieht in ihrem Artikel 28 ausdrücklich vor, daß 
politiſche Streitigkeiten nicht nach Recht und Billigkeit, ſondern 
auf Grund des poſitiven Dölferrechtes, d. h. auf Grund der 
Verträge, zu entſcheiden ſind. Der deutſch⸗polniſche Grenzſtreit 
kann nach der Generalakte nur auf Grund der Beſtimmungen 
des 5 Vertrags, d. h. alſo gegen Deutſchland entſchieden 
werden. 

Dieſer Weg zur „Sicherung des Friedens“ iſt für Deutſchland 
ungangbar. Man muß es mit aller Deutlichkeit ausſprechen und 
immer wieder unterſtreichen, daß Deutſchland alles, was es an völker⸗ 
rechtlichen Garantien zur Sicherung des Friedens, d. h. alſo in erfter 
8 Bes Sicherung 
es eſitzes ſeiner . un: 
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Schließlich hat 
Deutſchland ohne je⸗ 
den Vorbehalt den 


Mill indestens 

1nges1123,011 368941500 713° TM. 
Kelloggpakt unter⸗ 
zeichnet, während ſo⸗ 


Ausgaben Flugzeuge Ausgaben 
wohl Frankreich wie 


England dies nur mit vielen Vorbehalten taten, die den Kelloggpakt 
weſentlich und vielfältig einſchränken. Schließlich iſt Deutſchland 
entwaffnet, es beſitzt, verglichen mit ſeinen Nachbarn, eine derartig 
lächerlich geringe Rüſtung, daß auch die entfernteſte Möglichkeit 
einer militäriſchen Bedrohung für dieſe nicht beſteht. Frankreich 
und feine Bundesgenoſſen beſitzen nicht nur das Böchſtmaß völker⸗ 
rechtlicher Sicherung, das überhaupt unter den gegebenen Derhält- 
niſſen denkbar iſt, ſondern fie beſitzen ein ſolches Übermaß militä⸗ 
riſcher Sicherung infolge der deutſchen Entwaffnung, daß jede 
Sicherheitsforderung von ihrer Seite, die etwa an Deutſchland ge⸗ 
ſtellt wird, kaum anders denn als zyniſche Verleugnung offen⸗ 
kundiger Tatſachen bezeichnet werden kann. Sicherheit muß dagegen 
Deutſchland verlangen, und dieſe Sicherheit kann ihm nur werden 
durch den Rüſtungsausgleich, durch die Beſeitigung der Wehrloſig⸗ 
keit, in die es durch die einſeitige Abrüſtung des Derfailler Der- 
trages verſetzt worden iſt. Dies iſt die Aufgabe der Abrüſtungs⸗ 
konferenz: Sicherheit für Deutſchland durch die Abrüſtung ſeiner 
hochgerüſteten Nachbarn. 5 


Am die Reichspräſidentſchaft 


Don Dr. Georg Aaiſenberg, Miniſterialrat im Reichsminijterium des Innern. 


Aus dem Zweiten Wahlgang der Keichspräſidentenwahl am 
26. April 1925 iſt Generalfeldmarſchall Paul von Hinden- 
burg als Reichspräſident hervorgegangen. Die Volkswahl 
hatte bei einer Wahlbeteiligung von 77,6 v. B. folgendes Ergebnis: 


Paul von Hindenburg . 14655 641 Stimmen = 48,5 v. B., 
Wilhelm Marg. . 13751 605 = = 451.8, 
Ernſt Thälmann 1931151 5 = 6,4 v. Hg., 
Serſplittert = 15 416 = =D, 


Zufammen: 30351 815 Stimmen = 100,0 v. B. 
Dazu: ungültige Stimmen 216 061 Stimmen, 


Insgeſantt: 30 567 874 Stimmen. 
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Der Reichswahlausſchuß ſtellte am 5. Mai 1925 feſt, 
daß der Anwärter SGeneralfeldmarſchall von Hindenburg die 
meiſten der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten hat, und er⸗ 
klärte von Hindenburg, der ſich mit Schreiben vom 29. April 1925 
an den Reichswahlleiter bereit erklärt hatte, die Wahl anzunehmen, 
für gewählt. Das Wahlprüfungsgericht beim Reichstag 
erkannte am 8. Mai 1925 für Recht: „Die am 26. April 1925 voll« 
zogene Wahl des Generalfeldmarſchalls Paul von Hindenburg in 
Hannover zum Reichspräſidenten iſt endgültig.“ Die feierliche 
Vereidigung vor dem Reichstag nach Artikel 42 der Keichs⸗ 
verfaſſung fand am 12. Mai 1925 ſtatt. N 
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Das Amt des Reichspräfidenten dauert ſieben Jahre. Dieſe 
ſiebenjährige Amtsperiode beginnt mit dem Tage, an 
dem der Reichswahlausſchuß den Anwärter zum gewählten Reichs⸗ 
präſidenten erklärt hat. Dies iſt der 5. Mai 1925, fo daß am 
5. Mai 1952 die Amtsperiode des gegenwärtig amtierenden Herrn 
Reichspräſidenten ihr Ende erreichen wird. 

Das Vertrauen zu der verehrungswürdigen Perſönlichkeit des 
Herrn Reichspräſidenten von Hindenburg iſt fo allgemein und fo 
groß, daß ſeit langem in politiſchen Kreiſen immer wieder der 
Gedanke erörtert worden iſt, ſeine Amtszeit zu verlängern. Die 
außen- und innerpolitiſchen Schwierigkeiten find für die Vornahme 
einer allgemeinen Volkswahl nicht förderlich. Reichskanzler 
Dr. Brüning entſchloß ſich daher nach Einvernehmen mit dem Herrn 
Reichspräfidenten, den Verſuch zu machen, auf parlamentariſchem 
Wege durch ein verfaſſungänderndes Geſetz die 
Amtszeit des amtierenden Herrn Reichspräfidenten zu ver ⸗ 
längern. dieſer Verſuch iſt an dem Widerſtand der ſog. Harz- 
burger Front geſcheitert. 

Bei dem Vorſchlag des Herrn Reichskanzlers hat es ſich keines⸗ 
wegs, wie Adolf Hitler in feiner Denkſchrift auseinanderzuſetzen 
verſucht hat, um Erſetzung der Volkswahl durch die Parlaments- 
wahl gehandelt, vielmehr um die Verlängerung der Amtsdauer des 
aus allgemeiner Volkswahl hervorgegangenen Reichspräfidenten 
durch verfaſſungänderndes Geſetz, eine Maßnahme, die ohne wei- 
teres nach Artikel 76 der Reichsverfaſſung zuläffig geweſen wäre. 
Denn Artikel 76 beſtimmt, daß und in welchen Formen die geſetz⸗ 
gebenden Körperſchaften die Verfaſſung ändern können. Wie 
Reichskanzler Dr. Brüning in ſeiner Antwort an den Führer der 
Nationalſozialiſtiſchen Deutfchen Arbeiterpartei Adolf Hitler zu⸗ 
treffend hervorhebt, iſt der Satz „Die Derfafjung kann im Wege der 
Geſetzgebung geändert werden“ allgemein gefaßt, und es iſt kein 
Grund erſichtlich, warum nicht in den Formen des verfaſſung⸗ 
ändernden Geſetzes von der Regelung des Artikels 43 Abſ. 1 der 
Reichsverfaffung, wonach das Amt des Reichspräfidenten ſieben 
Jahre dauert, im Einzelfalle ſollte abgewichen werden können. 

Daß auch der Herr Reichspräſident ſelbſt an den Grundbeſtim⸗ 
mungen der Verfaſſung über die Volkswahl des Reichspräfidenten 
nichts geändert wiſſen wollte, ſteht feſt; denn gerade Reichs ⸗ 
präfident von Hindenburg hat in feiner Anſprache bei der Dereidi- 
gung im Reichstage am 12. Mai 1925 es beſonders unterſtrichen, 
daß ebenſo wie der Reichstag der Reichspräſident ſeine 
politiſche Macht auf die allgemeine Volkswahl ſtützt. 
Er führte damals aus: „Reichstag und Reichspräſident gehören 
zuſammen, denn ſie ſind beide unmittelbar aus den Wahlen des 
deutſchen Volkes hervorgegangen. Aus dieſer gemeinſamen Grund⸗ 
lage allein leiten ſie ihre Machtvollkommenheiten her. Beide zu⸗ 
ſammen erſt bilden die Verkörperung der Volksſouveränität, die 
die Grundlage unſeres geſamten heutigen Verfaſſungslebens bildet. 
Das iſt der tiefe Sinn der Derfaffung, auf die ich mich ſoeben durch 
mein Manneswort feierlich verpflichtet habe.“ Mit dieſen Worten 
hat der Herr Reichspräſident die beſondere ſtaatsrechtliche 
Stellung des deutſchen Staatsoberhauptes außerordentlich treffend 
charakteriſiert. 

Die Stellung des deutſchen Reichspräſidenten 
iſt weſentlich verſchieden von der Stellung der Staatsoberhäupter 
anderer Republiken. Ein Vergleich der ſtaatsrechtlichen Stellung 
der verſchiedenen republikaniſchen Staatsoberhäupter zeigt, daß der 
deutſche Reichspräſident eine ſtaatsrechtlich ſehr bedeutſame Stel- 


lung hat. Der amerikaniſche Präſident geht 
einer Volkswahl hervor. ſche P 0 geht auch aus 


aber keine Legislative. Der deutſche Reichspräfident hat zwar keine 


eigentliche Legislative, aber die Möglichkeiten, auf dem Wege des 
Diktaturartikels Maßnahmen zu treffen, die einen Geſeheserſat 
darſtellen, ſind außerordentlich weitreichend, wie ja gerade die 
Staatsprapis der jüngſten Feit zeigt. der Präſident der 
franzöſiſchen Republik wird von der Nationalverfamm- 
lung, der Dereinigung von Senat und Deputiertenkammer, gewählt. 
Er iſt im weſentlichen repräſentatives Staatsorgan und hat bei 
weitem nicht die ſtaatsrechtliche Stellung wie der deutſche Reichs⸗ 
präſident oder der Präſident der Vereinigten Staaten von Amerika. 
Der Bundespräſident von Gſterreich hatte bis zur 
Tintretclilchen Verfaſſungsreform 1929 im weſentlichen nur die 
ertretung nach außen. Er verfügte nicht über das Bundesheer, 
en hatte er nicht das Recht zur Regierungsernennung. Durch 
ie Verfaſſungsreform 1929 wurde der Bundespräſident zu einem 


Er hat zwar die unbeſchränkte Exekutive, f 


ſtaatsrechtlich erheblich bedeutſameren Organ geſtaltet. Während 
in der alten öſterreichiſchen Derfaffung der Nationalrat eine faſt 
abſolutiſtiſche Stellung einnahm, hat die Verfaſſungs⸗ 
reform das Gewicht der ſtaatlichen Autorität zum Teil auf den 
Bundespräſidenten verlegt. Er hat das Recht der Ernennung und 
Entlaſſung der Bundesregierung, das Recht der Auflöſung des 
Nationalrats, den Oberbefehl über das Bundesheer ſowie ein Der- 
ordnungsrecht erhalten, das den Diktaturbefugniſſen des Reichs⸗ 
präſidenten nach Artikel 48 der Reichsverfaſſung nahekommt. Die 
öſterreichiſche Derfafjungsreform hat aber auch die Folgerung aus 


dieſer Umgeſtaltung des Amtes des Bundespräſidenten gezogen. 


Während der Bundespräſident früher auf vier Jahre von der 
Bundesverſammlung, dem vereinigten Nationalrat und 
Bundesrat, gewählt worden iſt, wird er nach der neuen Derfaflung 
durch das Volk gewählt, und zwar auf ſechs Jahre. Alſo auch 
die öſterreichiſche Verfaſſungsreform iſt von dem Gedanken aus⸗ 
gegangen, daß die Machterweiterung des Staatsoberhauptes ſich 
nur rechtfertigen läßt, wenn auch dieſes Staatsorgan gleichwie 
das Parlament aus allgemeinen Volkswahlen hervor- 
geht, ſich alſo unmittelbar auf das Fundament der demokratiſchen 
Volkswahl ſtützen kann. 

Allerdings hat man in Gſterreich zunächſt keine Neuwahl des 
Bundespräfidenten durch das Volk vorgenommen. Mit Rüdficht 
auf die innerpolitiſche Lage hat man eine allgemeine Volkswahl 
nicht für zweckmäßig gehalten. Ein Bundesverfaſſungsgeſetz vom 
8. Oktober 1951 hat die erſtmals nach dem Inkrafttreten der Der- 
faſſungsnovelle vorzunehmende Neuwahl des Bundes 
präſidenten abweichend von der neuen Bundesverfaſſung ge⸗ 
regelt. Für die erſte Wahl wurde beſtimmt, daß der Bundes⸗ 
präſident von der Bundesverſammlung wie bisher in geheimer Ab⸗ 
ſtimmung gewählt wird und daß das Amt des gewählten Bundes⸗ 
präſidenten nur vier Jahre dauert. Die Wahl fand am 9. Oktober 
1951 ſtatt. Der bisherige Bundespräſident Miklas wurde wieder⸗ 
gewählt. N 

In Öfterreih iſt man alſo einen ähnlichen Weg gegangen 
wie ſeinerzeit in der Nationalverſammlung und im Deutſchen 
Reichstag 1922. Reichspräſident Ebert war auf Grund 
des 8 7 des Geſetzes über die vorläufige Reichsgewalt von der 
Nationalverſammlung gewählt worden. Nach dem zweiten Satze 
des $ 7 dauerte ſein Amt bis zum Amtsantritt des neuen Reichs⸗ 
präſidenten, der auf Grund der künftigen Reichsverfaſſung gewählt 
wird. Artikel 180 Satz 2 der Reichsverfaſſung beſtimmte urſprüng⸗ 
lich: „Bis zum Amtsantritt des erſten Reichspräſidenten wird fein 
Amt von dem auf Grund des Geſetzes über die vorläufige Reichs ⸗ 
gewalt gewählten Reichspräfidenten geführt.“ Dieſe Beſtimmung 
war alſo lediglich eine verfaſſungsmäßige Beſtätigung der Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes über die vorläufige Reichsgewalt. Reichs⸗ 
präſident Ebert ſelbſt hatte den lebhaften Wunſch, die Neuwahl des 
Reichspräſidenten ſtattfinden zu laſſen, ſobald die inner⸗ und außen⸗ 
politiſchen Verhältniſſe Deutſchlands eine ſolche Wahl erlaubten. 
Nach der Entſcheidung über Oberfchlefien ſchien zunächſt die Zeit für 
die Neuwahl gekommen zu ſein. Indeſſen kam dann die Ermordung 
Rathenaus mit ihrer ſchweren innerpolitiſchen Beunruhigung. So 
beſchloß der Reichstag, nicht zuletzt unter dem ſtarken Einfluß 
von Streſemann, das Geſetz zur Anderung des Artikels 180 
der Reichsverfaſſung vom 27. Oktober 1922, wonach der von der 
Nationalverſammlung gewählte Reichspräſident das Amt bis zum 
50. Juni 1925 führt. Reichspräſident Ebert hat das Ende feiner 
verfaſſungsmäßigen Amtsperiode nicht erlebt. Er iſt am 28. Februar 
1925 verſtorben. g 5 

Nachdem es dem Reichskanzler Dr. Brüning nicht gelungen iſt, 
die verfaſſungsmäßig erforderliche breite Front für eine Derlänge- 
rung der Amtsdauer des amtierenden Herrn Reichspräſidenten 
im Wege eines verfaſſungändernden Reichsgeſetzes zu erlangen, 


hat der Herr Reichspräſident am 12. Januar 1952 den Herrn 


Reichskanzler nach Vortrag gebeten, von einer weiteren Der- 
folgung des Weges einer parlamentariſchen Löſung der 
Verlängerung ſeiner Amtsdauer Abſtand zu nehmen. Es wird 
alſo demnächſt der Reichstag den Wahltag für die zweite 
Reichspräſidentenwahl zu beſtimmen haben. Die Be⸗ 
ſtimmung geſchieht durch einfachen Mehrheitsbeſchluß, 
alſo nicht in Form eines Geſetzes. Mit der Beſchlußfaſſung über 
den Erſten Wahlgang kann gleichzeitig ein Eventualbeſchluß über 
den Zweiten Wahlgang verbunden werden, falls ein Zweiter Wahl⸗ 
gang erforderlich werden ſollte, ein Verfahren, wie es auch bei 
der erſten Reichspräſidentenwahl 1925 gehandhabt worden iſt. 
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Elaſtiſche Getreidepolitik 


Don Reichskommiſſar Dr. Fritz Baade, M. d. R. 


Etwa ſeit dem Jahre 1929 iſt in der deutſchen Getreidepolitik 
ein grundlegender Umbau begonnen worden. Die früher ſtarren Ge⸗ 
treidezölle ſind beſeitigt worden. Statt deſſen hat die Regierung 
die Ermächtigung erhalten, den Zoll unbegrenzt herauf⸗ und her- 
unterzuſetzen, und zwar ſo, daß die Getreidepreiſe möglichſt eine 
mittlere Höhe innehalten; im gemeinſamen Intereſſe der Landwirte 
und der Verbraucher. : 


Die Bedeutung dieſes Umbaues iſt in der Öffentlichkeit viel zu 
wenig erkannt und gewürdigt worden. Natürlich iſt es nicht ganz 
leicht für die Regierung, es allen Beteiligten bei der Feſtſetzung der 
Getreide⸗ und Brotpreiſe recht zu machen. Die Verbraucher werden 
immer die Neigung haben, den Brotpreis zu hoch zu finden, während 
gleichzeitig den Landwirten der Getreidepreis zu niedrig iſt. Die 
verſchiedenen Intereſſenten: Getreidehandel, Müllergewerbe, Bäcker⸗ 
gewerbe, werden gerade bei dem elaſtiſchen Syſtem der Getreide⸗ 
politik und den dabei notwendigen Eingriffen der Regierung häufig 
unzufrieden ſein und ſich geſchädigt fühlen. Angeſichts der unſach⸗ 
lichen Formen des politiſchen Kampfes, die ſich in Deutſchland leider 
herausgebildet haben, kommt es dann nur zu leicht, daß dem Publi- 
kum bei allen Maßnahmen immer nur das Negative, das Beengende 
oder Unbequeme vor Augen geſtellt wird, wodurch dem Dolke 
ſchließlich der Blick für die großen Fuſammenhänge und für die Not⸗ 
wendigkeit der Maßnahmen als Ganzem verlorengeht. 

Aus dieſem Grunde iſt es 
wohl nötig, ſich einmal ganz 
ſachlich klarzumachen, warum die 
alte Getreidepolitik mit ſtarren 
Söllen und ſtarren Einfuhr⸗ 
ſcheinen verlaſſen werden mußte, 
und was die neue Getreide⸗ 
politik, deren Ausbau noch nicht 
einmal ganz abgeſchloſſen iſt, 
bisher im Gegenſatz zu der 
früheren Seit geleiſtet hat. 

Dies erkennt man am beſten, 
wenn man einen Blick auf die 

Geſtaltung des deutſchen Roggen⸗ 
preiſes von 1924 bis 1951 wirft. 

Deutlich hebt ſich hier die 
Periode der alten Getreide- 
politik 1924 bis 1928 von der 
Periode der neuen Getreide⸗ 
politik 1929 bis 1951 ab. Die 
Erfolge der neuen elaſtiſchen Ge⸗ 
treidepolitik offenbaren ſich vor 
allem in einer ſtarken Der- 
minderung der Preis- 
ſchwankungen. Unter der 
alten Getreidepolitik iſt der 
NRoggenpreis mehrmals faſt bis auf das Doppelte geſtiegen und dann 
wieder faſt bis auf die Hälfte heruntergegangen. Von 150 M. die 


Tonne Anfang 1924 ſtieg der Roggenpreis auf 250 M. im Februar 


1925, alſo auf das Doppelte; er iſt dann trotz der Einführung der Ge- 
treidezölle im Winter 1925/26 auf 145 M. zurückgegangen, alſo fait 
auf die Hälfte, und er hat ſich dann wieder im Jahre 1927 ver⸗ 
doppelt auf 280 M. und iſt im Frühjahr 1928 nach einem vorüber- 
gehenden Rückgang nochmals auf 280 M. geſtiegen. 

Bemerkenswert iſt dabei auch der ſtarke Unterſchied zwiſchen 
den erſten Monaten und den letzten Monaten der verſchiedenen 
Erntejahre. Während am Anfang der Erntejahre, beſonders nach 
der guten Ernte von 1925, die Preiſe monatelang ganz niedrig 
ſtanden, brachten die letzten Monate der Erntejahre, beſonders 
1924/25, 1926/27, 1927/28 ſcharfe Preisſteigerungen. Die Preiſe 
waren alſo in den Monaten beſonders hoch, wo der Landwirt kein 
Getreide mehr zu verkaufen hat, und der Verbraucher wurde ein⸗ 
ſeitig belaſtet, ohne daß der Landwirt einen Vorteil davon hatte. 


Alles dies hat ſich ſeit dem Beginn der neuen Getreidepolitik 
weſentlich gebeſſert. Das Ausmaß der Preisſchwankungen iſt viel 
kleiner geworden. Während vorher die Spitzen zwiſchen 120 und 
280 M. lagen, liegen ſie ſeit 1929 nur noch zwiſchen 150 und 
205 M. die Tonne. Das durchſchnittliche Niveau hat ſich etwas er⸗ 
mäßigt, dies entſpricht aber nur dem allgemeinen durchſchnittlichen 
Abſinken des Preisniveaus. Der Großhandelsindex, der ſowohl In⸗ 
duſtrieware wie Agrarprodukte enthält, iſt von 140 im Jahre 1928 
auf 107 Ende 1951 zurückgegangen. Gegenüber dieſer allgemeinen 
Senkung des Preisniveaus ſchneidet auch das Durchſchnittsniveau 
des Roggenpreiſes für den Landwirt noch recht günſtig ab. Sehr 
wichtig iſt auch, daß eine gewiſſe Preisſteigerung in den letzten 
Monaten des Erntejahres zwar immer noch vorhanden iſt, aber nicht 
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annähernd mehr in der Schärfe, wie dies in den Jahren 1925/26, 
1926/27 und 1927/28 zu verzeichnen war. Durch die allgemeine Ein- 
ſchränkung der Preisſchwankungen iſt alfo auch der befondere übel⸗ 
ſtand gemildert worden, daß der Preis niedrig iſt in den Monaten, 
wo der Landwirt ſeine Ernte verkauft, dagegen beſonders hoch in 
den letzten Monaten, wo er nichts mehr zu verkaufen hat. Es 
kann daher gar kein Zweifel daran fein, daß dieſe elaſtiſche Ge⸗ 
treidepolitik ſich für den Landwirt bereits weſentlich günſtiger aus⸗ 
wirkt als das frühere ſtarre Syſtem. 


Aber auch der Verbraucher hat feine Vorteile gehabt. Das 
nächſte Schaubild zeigt uns die Geſtaltung des Brotpreiſes feit 1925. 
Auch hier iſt zu ſehen, wie ſehr die Schwankungen des Brotpreiſes 
ſich etwa ſeit Ende 1928 verringert haben, wobei insgeſamt der 
Brotpreis eine langſam nach unten gerichtete Tendenz aufweiſt. 
Ganz beſonders wichtig iſt es, daß die Verringerung der Preis- 
ſchwankungen des Getreides auch die Möglichkeit geboten hat, die 
übermäßig hohe Spanne zwiſchen Kornpreis und 
Brotpreis wieder etwas abzubauen. In den Jahren der 
ſtarken Getreidepreisſchwankungen iſt die Spanne zwiſchen Mehl 
und Brot in Berlin von 12 auf 19 Pf. je kg, alfo um 7 Pf. je kg 
geſtiegen. Unter der Wirkſamkeit der neuen Getreidepolitik mit 
ihrer Eindämmung der Preisſchwankungen iſt ein Abbau der Preis- 
ſpanne erzielt worden, und zwar zunächſt auf 15 Pf. je kg, wobei 
jedoch die Regierung noch immer 
bemüht iſt, auch dieſe Spanne 
im gemeinſamen Intereſſe von 
Erzeugern und Verbrauchern 
weiter abzubauen. 

Es iſt nun wichtig, ſich klar⸗ 
zumachen, mit welchen Mitteln 
dieſer Abbau der Preisſchwan⸗ 
kungen erreicht worden iſt. Der 
Fehler des alten, ſtarren Syſtems 
beſtand darin, daß der Getreide⸗ 
zoll unverändert blieb, ganz 
gleichgültig, ob die Weltmarkt⸗ 
preiſe beſonders hoch oder be⸗ 
fonders niedrig waren. Zum 
Soll trat noch der Einfuhrſchein 
hinzu, welcher die Ausfuhr ſtei⸗ 
gern ſollte. Dadurch kam es 
aber, daß wir in guten Ernte⸗ 
jahren unſere Roggenüberſchüſſe 
zu Spottpreiſen auf den Welt- 
markt warfen und in ſchlechten 
Jahren zu ſehr viel höheren 
Preiſen zurückkaufen mußten. 
So haben wir beiſpielsweiſe im 
Winter 1925/26 für unſeren aus⸗ 
geführten Roggen auf dem Weltmarkt abzüglich Fracht nur etwa 
120 M. für die Tonne erzielt, während wir 14 Monate ſpäter für die 
Deckung unſeres Zufchußbedarfes 240 M. je Tonne ans Ausland 
bezahlen mußten. Wir haben damit den Fehler begangen, vor dem 
Friedrich der Große in ſeinem politiſchen Teſtament ausdrücklich ge⸗ 
warnt hat: „Das iſt eine ſchlechte Wirtſchaft“, ſagt Friedrich der 
Große in ſeinem politiſchen Teſtament, „wenn man das Getreide 
für einen Thaler verkauft, das Land durch die Ausfuhr entblößt 
und ſpäter für 2 Thaler zurückkaufen muß.“ 

Der Kurswechſel in der deutſchen Getreidepolitik ſeit dem 
Jahre 1928/9 hat tatſächlich im weſentlichen darin beſtanden, daß 
man die Grundſätze, die Friedrich der Große ſchon ſeinerzeit in der 
Getreidepolitik verwirklicht hatte, wieder zu Ehren gebracht hat. 
Dieſe Grundſätze ſind im politiſchen Teſtament Friedrichs des 
Großen klar ausgeführt: 

„Grundregeln gibt es für alles und für alle Länder. Der 
Fehler der Regierenden iſt es nur, daß ſie nicht mit genügender 
Mühe und Sorgfalt danach ſuchen. Warum, weiß man weder in 
Frankreich noch in England, wann die Getreideausfuhr nützlich 
oder ſchädlich iſt? Weil man in dieſen Ländern weder den 
Ertrag der Ernten kennt, noch weiß, wieviel Getreide zur Er⸗ 
nährung der Bewohner gebraucht wird. In meinem Staate habe 
ich darüber eine Aufſtellung gemacht; ich weiß, was jede Pro- 
vinz verbraucht, was jede Provinz übrig behält, oder wieviel ſie 
gegebenenfalls zum Unterhalt ihrer Bewohner noch hinzukaufen 
muß. Um das um ſo ſicherer abſchätzen zu können, habe ich eine 
Ernte⸗Ertragsaufſtellung machen laſſen für gute, mittlere und 
ſchlechte Jahre, und danach kann ich dann beurteilen, ob es für 
uns gut ſein wird, den Getreidehandel freizulaſſen, oder, wie weit 
man die Ausfuhr beſchränken muß. Selbſt Polen iſt in dieſe Be⸗ 
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rechnung mit einbezogen, und um euch ein Beifpiel zu geben, will 
ich anführen, was jetzt geſchieht: 

Ich habe Päſſe ausgegeben zur Ausfuhr von 9000 Wp. 
Weizen und Roggen aus Magdeburg und der Altmark. Sie ver- 
kaufen den Roggen zu 1 Athl. 
2 Gr., und ſelbſt wenn ſie zu⸗ 

viel exportieren, ſo macht das 
nichts, weil wir in Polen den 
Scheffel zu 12 Gr. kaufen 
können; bis Berlin kommt er 
« auf 14 Gr. zu ſtehen, ſo daß 
das Land am Scheffel 12 Gr. 
gewinnt. Wenn aber die Ernte 
ſchlecht ausgefallen iſt, und in 
Polen die Getreidepreiſe höher 
ſind, dürft ihr die Ausfuhr 
nicht zulaſſen, oder es geht 
euch wie den Engländern, die, 
um an der Ausfuhr ihres Er⸗ 
zeugniſſes einen Thaler zu 
gewinnen, nachher genötigt 
waren, dasſelbe Quantum zum 
doppelten Preiſe wiederzu⸗ 
kaufen, ſo daß ſie — genau 
genommen — das letzte Jahr 
überhaupt keinen Ernteertrag 
gehabt haben. Der Privat- 
mann denkt allerorts nur an 
ſeinen eigenen Gewinn; aber 
Pflicht einer guten Regierung 


iſt es, das Gemeinwohl mit dem Wohl des Einzelnen in Einklang 


zu bringen, und wenn ſie ſich im Widerſtreit befinden, dann hat 
das Gemeinwohl ſtets den Ausſchlag zu geben.“ 
In dieſem Sinne iſt die deutſche Getreidepolitik ſeit 1929 
Schritt für Schritt umgebaut worden. An Stelle der regelloſen Ein⸗ 
und Ausfuhr trat eine planvollere Regelung. Die Einfuhr wurde 
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auf die Mengen bemeſſen, die wirklich gebraucht werden. Dabei wurde 
der Foll hochgehalten, wenn wir keine Jufuhren brauchen konnten. 
Umgekehrt wurde das Getreide zu verbilligtem Soll hereingelaſſen, 
wenn dies nötig war, um den Derbrauder vor einer übermäßigen 
Preisſteigerung zu ſchützen. Bei 
der Ausfuhr wurde auf die künf⸗ 
tige Verſorgungslage Rückſicht 
genommen. Im ganzen betrachtet 
iſt die Ausfuhr überhaupt auf 
ein Minimum beſchränkt wor⸗ 
den, da es immer vernünftiger 
iſt, den Roggenüberſchuß aus 
einer guten Ernte im Lande zu 
behalten, ihn notfalls zu ver⸗ 
füttern und Fleiſch, Wurſt und 
Schinken daraus herzuſtellen, als 
ihn zu Spottpreiſen ans Aus⸗ 
land zu verſchleudern. Im In⸗ 
land aber griff die Regierung in 
den Getreidemarkt ein, und ſie 
wirkt dadurch bei reichen Ernten 
und in den erſten Monaten des 
Erntejahres dem Preisſturz ent⸗ 
gegen. Aus den Vorräten, die 
die Regierung dadurch anſam⸗ 
melt, wurde dann wieder am 
Ende des Erntejahres Korn an 
die Mühlen abgegeben, um 
einem Steigen des Brotpreiſes 
entgegenzuwirken. 

Daß nicht alle beteiligten Wirtſchaftskreiſe, insbeſondere Ge⸗ 
treidehandel, Müller und Bäcker, mit dieſer Regelung zufrieden 
waren, iſt erklärlich, aber ein Blick auf die Preisgeſtaltung von Korn 
und Brot unter der alten und unter der neuen Getreidepolitik zeigt 
uns, wie groß die Verbeſſerung vom Standpunkt des Gemeinwohles 
bereits heute iſt. 


Goethe und 


Don vornherein muß geſagt werden, daß es ein Auslands- 
deutſchtum im heutigen Sinne zu Goethes Seiten nicht gab. Diefer 
Begriff hat ſich erſt in den letzten fünfzig Jahren gebildet. Die 
Deutſchen, die im 18. Jahrhundert auswanderten, verſchmolzen ſehr 
bald mit den Einwohnern des Gaſtlandes, wobei ſie ihre nationalen 
Eigentümlichkeiten oft ſchon im Laufe einer Generation verloren. 
Nur dort, wo bereits ſeit dem Mittelalter die Deutſchen als ge⸗ 
ſchloſſene Maſſe oder als herrſchende Schicht ſaßen — wie in Sieben⸗ 
198 ger re in nn en Provinzen —, nur dort wahrten fie 
ihre Kultur un ieben in Derbindung mit iſti 5 
ſchritt der Urheimat. : een 

Diejes gilt insbefondere von dem baltifchen Deutſchtum, zu dem 
Goethe zeitlebens in Beziehungen perſönlicher oder wiſſenſchaftlicher 
Art geſtanden hat. Die erſte Berührung mit Balten fiel in ſeine 
Leipziger Studentenzeit. Zu den Mitgliedern der „angenehmen 
Tiſchgeſellſchaft“ im Schönkopfſchen Gaſthaus auf dem Brühl, die 
in „Dichtung und Wahrheit“ erwähnt wird, gehörten nämlich der 
Kurländer Friedrich Georg von Lieven, zwei Brüder von Olderogge 
aus Livland und ein Eſtländer namens Peter Friedrich Ryden. Der 
Letztere wohnte ſogar bei Schönkopfs. Und dieſer Umſtand wie das 
häufige Beiſammenſein des ſchmucken Studenten mit Käthchen ent⸗ 
fachten in Goethe jene Qualen der Eiferſucht, die er ſich in der 
e des Verliebten“ von der Seele ſchrieb. Mit einem anderen 
N Guſtav Bergmann, hatte er ein Renkontre, das zu einem 

nell führte. Demnach waren es nicht gerade erfreuliche Erinne⸗ 
rungen, die ſich an dieſe erſten Bekanntſchaften knüpften. 

In Straßburg, wo Goethe durch Herder, der eben aus Riga 
gekommen war, in baltiſches Geiſtesleben wohl näher eingeführt 
wurde, lernte er Jakob Michael Reinhold Lenz kennen. Die beiden 
ſchloſſen Freundſchaft. Lenz erglühte in aufrichtiger Verehrung 
für ſeinen großen „Bruder“, dem er in ſeinem eigenen Schaffen 
ſich verwandt fühlte, und auch Goethe hatte für den guten Jungen 
ee übrig. Er lud ihn ſpäter auch nach Weimar ein, aber der ſchon 
we unter den Vorzeichen feiner fpäteren Umnachtung leidende 

ne machte ſich durch feine „Eſeleien“ in der Geſellſchaft un⸗ 
möglich, jo daß Goethe ſich gezwungen fah, ihn abzuſchieben. Die 
Freundſchaft beſaß alſo nicht die Haltbarkeit, die Lenz von ihr er⸗ 
a und erſehnt hatte. Goethe ift in feiner Beurteilung Lenzens 
ieſem nicht ganz gerecht geworden. Wohl erkannte er deſſen be⸗ 


das Auslandsdeutſchtum 


Von Dr. Valerian Tornius 


deutende Begabung an, aber das Charakterbild, das er von ihm 

in den „Biographiſchen Einzelheiten“ entwarf, erſcheint doch etwas 
voreingenommen und vielleicht infolge einiger unliebſamen Er⸗ 
fahrungen mit dem „Waldbruder“ — ſo nannte ſich Lenz, als er in 


Weimar weilte — durch Arger getrübt. 


So nah wie Lenz iſt Goethe keinem baltiſchen Dichter getreten, 
obwohl manche von ihnen ſeinen Weg gekreuzt haben. Wir denken 
vor allem an Eliſa von der Recke, diefe „ſchöne Seele“, die in ihrem. 
Denken zwar Rationaliſtin war, aber in ihrem Empfinden durchaus 
der Wertherzeit angehörte. Sie hat für Goethes Schaffen zwar 
nie das rechte Verſtändnis gefunden, doch feine Perſönlichkeit ſtand 
bei ihr in hohen Ehren. Er wiederum ſchätzte an ihr die beſondere 
Gabe, durch glückliche Vermittlung „Mißverſtändniſſe aufzuheben 
und einen friedlichen Zuftand in der Geſellſchaft herzuſtellen“. Und 
einer anderen baltiſchen Dichterin erinnern wir uns: des Wunder⸗ 
kindes Eliſabeth Kulmann, die mit acht Jahren bereits Derfe ſchrieb 
und mit ſechzehn Jahren ſich in elf Sprachen auszudrücken verſtand. 
Als Goethe einige Gedichte der Dierzehnjährigen las, meinte er, 
„ſie werde zu einem ehrenvollen Range in der Literatur gelangen, 
ſie möge in den ihr bekannten Sprachen ſchreiben, in welcher ſie 
wolle“. 

Jena, die von Balten mit Vorliebe beſuchte Univerſität, wurde 
vielfach der Ausgangspunkt einer begeiſterten Goetheſchwärmerei. 
Hier ſtudierte der unglückliche Caſimir Ulrich Boehlendorff, der ſo 
in den Bann der Weimarer Dioskuren geriet, daß er in ſeinem Dichten 
nur noch in den Fußtapfen der beiden großen Vorbilder zu wan⸗ 
deln vermochte. Gleichzeitig weilte fein begabter Landsmann Karl 
Peterfen in der Muſenſtadt an der Saale. Auch er fühlte ſich 
mächtig von jenen Geiſtesgewaltigen beeinflußt, aber die ſelb⸗ 
ſtändige Note ſeines Schaffens ging dabei nicht verloren. Peterſen 
wurde einer der eifrigſten Pioniere Goethes in ſeiner baltiſchen 
Heimat, und als Garlieb Merkel in Gemeinſchaft mit Kotzebue durch 
ihre Derunglimpfungen des Dichterfürſten von ſich reden zu machen 
begannen, trat er in einer ſatiriſchen Burleske „Die Prinzeſſin mit 
dem Schweinerüſſel“ für den Gefchmähten ein und entlud feinen 
Forn auf das Haupt des boshaften Gegners. Man ſieht, daß 
Goethe im Baltikum auch feine Feinde hatte. Der Rationaliſt Garlieb 
Merkel war einer feiner heftigſten und gefährlichſten; denn er be ⸗ 
ſaß außer einer böſen Zunge einen ſcharfen Verſtand. Seine An⸗ 
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griffe haben den Olympier nicht wenig verdroſſen. Das beweiſen 
feine ſpöttiſchen Antworten „Kläffer“, „Triumvirat“ und die In⸗ 
vektive „Der neue Alkinous“. 


Dielfältiger als in der Dichtung ſpinnen ſich die Fäden von 
Weimar nach dem baltiſchen Oſten auf den Gebieten der bildenden 
Kunſt und der Wiſſenſchaft. Hier fanden die Muſenjünger ein 
größeres Entgegenkommen bei Goethe, der ſich gegen die heran- 
wachſende Dichtergeneration zumeiſt etwas reſerviert verhielt. Der 
junge, von der Theologie zur Malerei abſchwenkende Kivländer 
Karl Graß wurde im Haufe am Ftauenplan gleich freundlich emp⸗ 
fangen, als er italieniſche Zeichnungen vorlegte. In näheren per⸗ 
ſönlichen Kontakt trat Goethe dann zu Gerhard von Kügelgen, der 
ja bekanntlich ihn zweimal porträtierte. Ebenſo wäre der ehemalige 


ruſſiſche Offizier und ſpätere Maler Gerhard Wilhelm von Reutern 


zu erwähnen, auf deſſen Kunſt die Geſpräche mit Goethe einen tiefen 
Einfluß ausübten. Was Otto Magnus von Stackelberg, der 
Archäolog und Künſtler, der Begegnung mit dem Glympier ver⸗ 
dankte, iſt aus ſeinen Aufzeichnungen zur Genüge bekannt. Doch 
auch letzterer zog aus dem Umgang mit dieſem „vorzüglichen 
Manne“, der ſich um die Ausgrabungen des Apollotempels zu Baſſä 
verdient gemacht hatte, manche Anregung und Belehrung. Von 
Naturforſchern ſchätzte Goethe den Mineralogen Moritz von Engel- 
hardt in Dorpat, deſſen Auffaſſung von der ſich langſam vollziehen- 
den Evolution in dem Vaturgeſchehen mit der ſeinigen überein⸗ 
ſtimmte. In dem Gedanken, daß die Naturforſchung aus der „zer⸗ 
ſtückelten“ Betrachtung der Erfaſſung von Zufammenhängen zu⸗ 
ſtreben ſoll, berührte er ſich wiederum mit einem anderen baltiſchen 
Gelehrten: Karl Ernſt von Baer. Schließlich darf der in Riga 
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gebürtige Anatom Juſtus Chriſtian Loder, der fünfundzwanzig 
Jahre in Jena eine Profeſſur bekleidete und während dieſer Zeit 


einen regen Gedankenaustauſch mit Goethe pflegte, nicht vergeſſen 
werden. 


Dieſes find nur einige beſonders hervorſtechende Namen balti⸗ 
ſcher Künſtler und Gelehrter, die in Verbindung mit dem Dichter⸗ 
fürſten ſtanden. Man könnte ihre Fahl noch bedeutend vermehren. 
Nach der Begründung der Univerſität Dorpat ergaben ſich frucht⸗ 
bare Wechſelbeziehungen zwiſchen dem Heimatland und dem Oiten, 
teils dadurch. daß reichsdeutſche Gelehrte dorthin berufen wurden, 
teils dadurch, daß viele der dort tätigen Balten in Deutſchland, 
meiſt in Jena, ihren Studien obgelegen hatten. Mancher der mit 
Goethe befreundet oder bekannt geweſenen jungen Dichter und 
Wiſſenſchaftler — es ſei nur erinnert an ſeinen Jugendfreund 
Friedrich Maximilian Klinger — fand im Baltikum eine zweite 
Heimat. Dazu geſellen ſich nun noch die kurländiſchen und livlän⸗ 
diſchen Ariſtokraten, die auf ihren Auslands- oder Badereiſen 
Goethe in Karlsbad begegneten oder ihm in Weimar ihre Auf⸗ 
wartung machten, um von ihm ſei es einen Stammbuchvers oder 
ein anderes Angebinde heimzubringen oder in ihren Altererinne- 
rungen des Zuſammentreffens mit dem Einzigen zu gedenken. Noch 
jetzt blünt im Garten einer Villa in Fellin alljährlich ein Jasmin⸗ 
ſtrauch, der von einem Zweig ſtammt, den der ſechzigjährige Dichter 
einſt der Generalin Dorothea von Berg in Weimar dedizierte. Dieſer 
blühende Strauch mag als ein unvergängliches Symbol gelten für 
das innige Verwachſenſein baltiſcher Kultur mit dem Geiſtesgut 


Goethes, das ſelbſt trotz der nunmehr gänzlich veränderten Der- 


hältniſſe Lettlands und Ejtlands daſelbſt dankbare Verehrung und 
treue Pflege findet. 8 . 


Vom 13. bis 26. Januar 


Weiter Stillhaltung: 


Swiſchen Dertretern ausländiſcher Gläubigerbanken und Mit⸗ 
gliedern des deutſchen Schuldnerausſchuſſes wird ein Kredit- 
abkommen geſchloſſen, das die Verlängerung der kurzfriſtigen aus⸗ 
ländiſchen Kredite an Deutſchland für ein Jahr vorſieht. Gleichzeitig 
mit der Veröffentlichung des neuen Stillhalteabkommens wird ein 
Bericht des Stillhalteausſchuſſes der ausländiſchen Gläubiger der 
Öffentlichkeit übergeben, in dem der gute Wille und die Wieder- 
aufbaukraft Deutſchlands anerkannt wird und als ſtörende Elemente 
dieſes Aufbaues wie im Baſeler Sachverſtändigenbericht die Kriegs- 
tribute, die hohen Zollmauern und das mangelnde Vertrauen ge⸗ 
nannt werden. Der Bericht kommt zu dem Schluß, daß unter 
ſolchen Umſtänden die Völker miteinander verarmen, während ſie 
miteinander reich werden ſollten (25. Januar). 


Ausland: 


England ſagt die Lauſanner Konferenz ab, nachdem es nicht 
gelungen war, rechtzeitig zu einer Einigung unter den beteiligten 
Regierungen zu gelangen (20. Januar). — Reichskanzler Dr. Brüning 
lehnt die einjährige Verlängerung des Hoover⸗-Feierjahres mit der 
Begründung ab, daß bis zum Ende des Feierjahres noch genügend 
Seit vorhanden ſei, um eine echte Endlöfung herbeizuführen 
(19. Januar). — Miniſterpräſident Laval erklärt in der franzöſiſchen 


Kammer den Noung-Plan für definitiv und erhält in der Ab⸗ 


ſtimmung eine Mehrheit von 51 Stimmen für ſein zweites Kabinett, 
dem Briand nicht mehr angehört (22. Januar). — Swiſchen England 
und Frankreich werden Verhandlungen eingeleitet, die zu einer 
Einigung in der Reparationsfrage führen ſollen (25. Januar). — 
In Genf wird die 66. Ratstagung eröffnet, zum Vorſitzenden wird 
der franzöſiſche Delegierte Paul Boncour gewählt; Deutſchland 
wird auf der Ratstagung vertreten durch Freiherrn von Weiszäcker 
(25. Januar). — Der Generalſekretär des Völkerbundes, Sir Eric 
Drummond, überreicht dem Dölkerbundsrat fein Rücktrittsgeſuch 
(25. Januar). — In der mittelamerikaniſchen Republik El Salvador 
kommt es zu ernſten kommuniſtiſchen Unruhen. — In Spanien 
dauernd die ſchweren kommuniſtiſchen Unruhen fort; der Jeſuiten⸗ 
orden wird aufgelöſt (25. Januar). — In England wird eine 
Kegierungskriſe vermieden; Miniſter, die von der Anſicht der Mehr⸗ 
heit ihrer Kollegen abweichen, dürfen künftighin dieſe Anſicht im 
Parlament frei vertreten (22. Januar). — Swiſchen Rußland und 
Finnland wird ein Nichtangriffspakt unterzeichnet (22. Januar); 


antwortet Reichskanzler 


Rußland und Polen paraphieren einen Nichtangriffsvertrag 
(25. Januar). — In Belgrad wird das Parlament durch eine 
Thronrede des Königs eröffnet (20. Januar). — Muſſolini richtet 
eine Kundgebung an Amerika, in der er den Vorſchlag macht, Eng- 
land und Amerika ſollten auf die ihnen zuſtehenden Schulden⸗ 


zahlungen verzichten (14. Januar). — Bulgarien erklärt einen 
Sahlungsaufſchub für feine Staatsſchulden (15. Januar). 
Reich: 


Auf die Denkſchrift des nationalſozialiſtiſchen Führers Adolf 
Hitler über die Wiederwahl Hindenburgs zum Reichspräſidenten 
Dr. Brüning in einem ausführlichen 
Schreiben, in dem er die verfaſſungsrechtlichen Bedenken gegen die 
Wiederwahl Hindenburgs durch das Parlament widerlegt und zu 
den politiſchen Geſichtspunkten der Hitlerfchen Denkſchrift bemerkt, 
daß nicht das Spyſtem, ſondern Verſailles Schuld habe an der 
deutſchen Not (25. Januar). — In einem Interview mit einem 
franzöſiſchen Journaliſten widerlegt Reichsminiſter Groener die 
franzöſiſchen Behauptungen von deutſchen Geheimrüſtungen und 
führt das Anwachſen der radikalen Parteien in Deutſchland auf die 
Politik derjenigen Staaten zurück, die Deutſchland als eine Nation 
zweiter Klaſſe behandeln wollen (25. Januar). — Wegen politiſchen 
Unruhen wird die Berliner Univerfität zeitweilig geſchloſſen 
(22. Januar). — Reichsminiſter a. D. Dr. Geßler bittet die deutſche 
Öffentlichkeit, die Hilfsarbeit für das Auslandsdeutſchtum trotz 
inlandsdeutſcher Not fortzuſetzen. — Die Sahl der Erwerbsloſen 
ift in der erſten Januarhälfte um faſt 500 000 auf 5 966 000 ge- 
ſtiegen. — Der Butterzoll wird durch Follnotverordnung neu geregelt 
(18. Januar). — Der deutſche Ausfuhrüberſchuß im Jahre 1931 
beträgt 2% Milliarden RM., einſchließlich Reparationsſachliefe⸗ 
rungen faſt 5 Milliarden Rm. — Zum Reichsgründungstag richtet 
Reichsminiſter Groener durch Rundfunk die ernſte Mahnung an das 
deutſche Volk, alle Kraft in den Dienſt des Vaterlandes zu ſtellen 
und einig zu ſein (18. Januar). — Durch Notverordnung wird das 
Abzeichenverbot wieder aufgehoben (18. Januar). — Die deutſche 
Abrüſtungsdelegation wird von Reichskanzler Dr. Brüning, Reichs- 
wehrminiſter Dr. Groener und Botſchafter Nadolny geführt werden. 
— Sur Abrüſtungskonferenz wird von einem überparteilichen Aus⸗ 
ſchuß ein Aufruf erlaſſen, der alle deutſchen Männer und Frauen 
zur Unterſchriftleiſtung auffordert. — Über die Aufgaben und 
Pflichten des Reichswehrfoldaten werden grundſätzliche Leitgedanken 
der Heeresleitung veröffentlicht (15. Januar). 
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Die Reparationsfronten 


Gegen Ende Januar ergibt die Diskuſſion über die Reparations⸗ 
frage die folgende Einſtellung der hauptbeteiligten Länder: 


England ſetzt ſeine vermittelnde Aktion fort und 0 bemüht, 
den durch das Nichtzuſtandekommen der Konferenz von Lauſanne zum 
urſprünglichen Datum vom 25. Januar eingetretenen toten Punkt der 
Reparationsdebatte zunächſt durch Herbeiführung einer Ausſprache 
zwiſchen Macdonald und Laval zu überwinden. Der franzöſiſche 
Miniſterpräſident ſcheint feine Fuſtimmung zu einer ſolchen Zu- 
ſammenkunft von der vorherigen Vereinbarung einer gewiſſen eng⸗ 
an [een Einheitsfront abhängig zu machen. Die Grund- 
einſtellung Englands geht im übrigen nach wie vor dahin, daß man 
zu einer endgültigen Regelung der Repazutionsfrage, und zwar am 
beiten im Sinne einer völligen Schaudenſtreichung, kommen müſſe. 
Der Vorſchlag einer einjährigen Verlängerung des Hoover - Feier- 
jahres über den 1. Juli hinaus mußte von Deutſchland abgelehnt 
werden. Andererſeits iſt nicht zu verkennen, daß in der engliſchen 
Preſſe wieder Kompromißvorſchläge auftauchen des Inhalts, daß 
Deutſchland für mehrere Jahre von allen Sahlungen befreit werde, 
um dann eine endgültige Abſchlußzahlung von einigen hundert 
Millionen Reichsmark jährlich zu leiſten, die nach engliſcher Meinung 
im Rahmen der zukünftigen deutſchen Fahlungsfähigkeit liegen. 
Die von Frankreich befürwortete europäiſche Schuldnerfront gegen 
Amerika ſtößt in der öffentlichen Meinung auf bemerkenswerten 
Widerſpruch, während andererſeits das franzöſiſche Argument, ein 
von Reparationen völlig befreites Deutſchland bilde eine furchtbare 


wirtſchaftliche Gefahr, in nationaliſtiſchen Zeitungen ebenfalls 


Eingang gefunden hat. 


In Frankreich haben die Kammerdebatten vom 19. bis 
22. Januar ſowohl in den verſchiedenen Erklärungen Lavals wie in 
den Reden der Abgeordneten erkennen laſſen, daß man in Paris 
auf dem formaljuriſtiſchen Standpunkt verharrt, wonach einmal ge⸗ 
ſchloſſene Verträge dem Buchſtaben nach durchgeführt werden 
müſſen. Frankreich iſt nur bereit, ein verhältnismäßig kurzes 
Moratorium zu gewähren, im übrigen aber die Reparationen nur 
in dem Ausmaße herabzufegen, als die Vereinigten Staaten einen 
Schuldennachlaß gewähren, und den Houngplan weiterhin in 
Kraft zu halten. Die parlamentariſche Reparations debatte hat eine 
ſehr beachtliche Schwenkung des franzöſiſchen Standpunktes inſofern 
gebracht, als Laval die Berechtigung der Reparationsforderung nicht 
mehr mit dem Recht auf Erſatz der Wiederaufbaukoſten begründete, 
ſondern damit, daß Frankreich gegenüber den kommenden Gene⸗ 
rationen die Pflicht habe, „alle Abkommen von einem gerechten 
Ausgleich der Produktions- und Exiſtenzbedingungen abhängig zu 
machen“. Die Reparationen jollen. demnach ein dauerndes Hemmnis 
für eine unerwünſchte Wirtſchaftsentfaltung Deutſchlands ſein; das 
bedeutet aber keine „Reparationspolitik“ mehr, ſondern Tribut⸗ 
politik in dem Sinne des Wortes, gegen deſſen Verwendung in 


Deutſchland man in Frankreich ſtets Einwendungen gemacht hat. 


Die Haltung Deutſchlands wird vorwiegend als „Serreißung“ des 
Noungplans ausgelegt, dementſprechend finden ſich in der Preſſe 
Erörterungen über gegebenenfalls zu ergreifende „Sanktionen“. 


Italien tritt unter Führung Muffolinis nach wie vor für 
eine radikale Streichung aller politiſchen Schulden ein. Europa 
muß ſich zuerſt ſelbſt helfen, bevor es von Amerika eine Erleichte⸗ 
rung der Schuldenlaſt fordern kann. 


Belgien folgt dem franzöſiſchen Vorbild, wenngleich man 

ſich in den Kreifen der Wirtſchaft nicht verhehlt, daß gerade für 
ein Durchfuhrland wie Belgien (Antwerpen) eine Behebung der 

allgemeinen Weltkriſe von beſonders großer Bedeutung wäre. 


Die Vereinigten Staaten halten ſich in letzter Zeit 
in der Schuldendiskuſſion ſtark zurück, laſſen aber keinen Zweifel 
daran, daß die Regierung ſich an die Kongreßbeſchlüſſe gebunden 
fühlt, keine weitere Initiative ergreifen wird und abwartet, wie 
Europa ſelbſt mit dem Schulden⸗ und Rüſtungsproblem fertig wird. 


Deer deutſche Standpunkt iſt unverändert der im Reichskanzler⸗ 
interview vom 9. Januar dargelegte. Getreu dem vom franzöſiſchen 
Miniſterpräſidenten Laval in der Kammerrede vom 22. Januar auf⸗ 
geſtellten Grundſatz, daß die Regeln der Ehrbarkeit, die im Private 
leben Geltung hätten, auch in den internationalen Beziehungen der 
Völker maßgebend fein müßten, muß Deutfchland Fahlungsver⸗ 
pflichtungen ablehnen, deren wirtſchaftliche Undurchführbarkeit 
und Schädlichkeit für die ganze Welt nur zu offen zutage liegen. 
Aus dieſem Grunde mußte auch der engliſche Dorfchlag einer 
proviſoriſchen Verlängerung des Hooverjahres abgelehnt werden, 
weil damit eine Verpflichtung zur Nachzahlung geſtundeter Summen 
ab 1. Juli 1955 verbunden iſt, die Deutſchland anerkanntermaßen 


Zur Zeitgeſchichee —— 


nicht leiſten kann. Gegenüber dem franzöſiſchen Standpunkt kann 
nur immer wieder erklärt werden, daß es weder im Privatleben 
noch im Leben der Staaten als „Recht“ gilt oder von hoher Moral 
zeugt, wenn auf faktiſch undurchführbar gewordenen Derträgen be⸗ 
ſtanden wird. Nach wie vor muß die große Dringlichkeit einer 
Löſung dieſer Weltfrage betont werden, die auch ohne Verlängerung 
des Hooverjahres möglich iſt, da bis zu deſſen Ablauf noch fünf 
Monate zu Verhandlungen zur Verfügung ſtehen. won. 


Der Berliner Wiggin⸗Bericht 


Sur Verlängerung des Stillhalteabkommens. 
I. 

Ju den bereits bekannten Sachverſtändigengutachten über die 
finanzielle und wirtſchaftliche Lage Deutſchlands vom Auguſt 
(Baſeler Wiggin⸗Bericht) und Dezember 1951 (Baſeler Bericht des 
Beratenden Sonderausſchuſſes) iſt nunmehr ein drittes Gutachten, 
der am 28. Januar veröffentlichte Bericht der Stillhaltegläubiger, 
hinzugetreten. Gelegentlich des Abſchluſſes der ebenſo langwierigen 
wie ſchwierigen Verhandlungen über eine weitere, abgeänderte Der- 
längerung der Stillhaltung kurzfriſtiger Auslandskredite auf ein Jahr 
haben die in Berlin verſammelten ausländiſchen Bankiers von ſich 
aus einen Bericht über Deutſchland veröffentlicht, der nicht ver⸗ 
fehlen wird, im In⸗ und Ausland größten Eindruck zu machen. 
Das ziemlich umfangreiche Gutachten redet eine überaus einfache, 
klare und deutliche Sprache und ſteht damit - dem Wiggin⸗-Bericht 


vom Auguft v. J. näher als dem Baſeler Dezember⸗Bericht. Es mag — 
hier genügen, auf einige dem deutſchen Intereſſe beſonders wichtige * 


eſtſtellungen hinzuweiſen, Feſtſtellungen, die geeignet ſind, mit 

8 teilweiſe perfiden Verdrehung unſerer wirtſchaftlichen Ver ⸗ 
hältniſſe aufzuräumen. Man kann dieſe bedeutungsvollen Dar⸗ 
legungen in folgenden Punkten knapp zuſammenfaſſen: 


1. Die Löſung der internationalen Krife iſt ausſchließlich Sach 
der verantwortlichen Regierungen. a 

2. Sie muß ſchleunigſt und wirkſam erfolgen. 

5. Die Schwierigkeiten in Deutſchland rühren nicht nur aus der 
allgemeinen Weltwirtſchaftskriſe her, ſondern ſind ebenſoſehr 
das Ergebnis des fortdauernden und außergewöhnlichen 
Druckes von außen. 8 5 en: 

4. Die deutſche Beſteuerung hat eine Höhe erreicht, die nicht 
mehr überſchritten werden kann. 5 i 

5. Die Deutſchland geliehenen Gelder find in ihrer Gejamtheit 
zweckmäßig verwandt worden. (Alſo nicht „verſchwendet“.) 

6. Deutſchland kann das Ausland nur bezahlen, wenn es durch 
ausreichende Warenausfuhr den erforderlichen Ausfuhrüber⸗ 
ſchuß zu erzielen vermag. a 

7. Es iſt unerläßlich, daß die internationale Handelspolitik die 
notwendige Ausfuhr ermöglicht. 

8. Das allerwichtigſte iſt, durch Löſung der politiſchen Schulden ⸗ 
frage die Grundlage des deutſchen Kredites wieder her⸗ 
zuſtellen. 


Der Vorſitzende der Berliner Stillhalteverhandlungen, der Prä⸗ 
ſident der amerikaniſchen Chaſe National Bank, Albert Wiggin, 
hat dann noch perſönlich feine große Anerkennung für das Der- 
halten der deutſchen Schuldnervertreter ausgeſprochen, die keinerlei 
Fugeſtändniſſe gemacht hätten, die fie nicht auch erfüllen zu können 
glaubten; ſie hätten vor Unterzeichnung des neuen Abkommens 
jeden einzelnen Punkt äußerſt ſorgfältig geprüft. Die Vertreter der 
ausländiſchen Bankgläubiger hätten die Beſprechungen mit großer 
Achtung vor den deutſchen Wirtſchaftsführern verlaſſen. wan. 

II. 

über einen einjährigen Vertrag, beginnend am 29. Februar 1952, 
haben ſieben Juriſten, viele Gläubiger der Vereinigten Staaten von 
Amerika, von Belgien, der Tſchechoſlowakei und Dänemark, von 
England, Frankreich, Holland, Italien, Norwegen, Schweden und 
der Schweiz und die deutſchen Schuldner ſeit dem 12. Dezember 1951 
verhandelt. Fünfmal waren umfangreiche Vertragsentwürfe fertig 
und wurden verworfen. Der Vertrag iſt am 25. Januar 1952 in 
langer Nachtſitzung, die von 10 Uhr abends bis 8 Uhr früh dauerte 
und dann noch den Sonnabend bis zum Nachmittag in Anſpruch 
nahm, abgeſchloſſen worden. =“ Be 

Schon aus dieſen äußerlichen Umſtänden wir 
1 8 können, = es „ bei den alternden nem 
ein international, finanziell und juriſtiſch 5 1 a 
gehandelt hat, das zugleich die Währungspolitik Deutſch + . a 
die Grundlage unſerer geſchäftlichen Beziehungen zu den wichtigſte 
Ländern unſeres Außenhandels betrifft. 


A 
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Das ſechzig Seiten umfaſſende Dokument des deutſchen 
Kreditabkommens 1952 iſt ein ſchwer verſtändlich ge⸗ 
ſchriebenes Lehrbuch über die juriſtiſchen Beziehungen, die ſich aus 
den internationalen Kreditverhältnifien infolge der 
Vertrauenskriſe ergeben haben. Für uns kommt es mehr auf den 
ſachlichen Tatbeſtand an. 

Um was handelt es ſich eigentlich ? 5 

Wenn irgend jemand von ſeinem Einkommen ſich 100 RM. 
zurücklegen will, bringt er ſie auf die Sparkaſſe, er gibt dieſem 
öffentlichen Inſtitut einen kurzfriſtigen Kredit, denn vereinbarungs⸗ 
gemäß kann er die 100 RM. an jedem beliebigen Tage, da es ihm 
notwendig erſcheint, ſich wieder holen. Wird ihm eine günſtigere 
Derzinfung für den Fall angeboten, daß er das Geld auf vier Wochen 
oder auf ein Vierteljahr feſtmacht, ſo nennt man das im Geſchäfts⸗ 
leben immer noch einen kurzfriſtigen Kredit. Erſt dann, wenn der 
Einleger jener 100 RM. das Geld auf ein Jahr oder auf mehrere 
Jahre feſtlegt, wenn er neben dem Zinsſatz etwa Rüdzahlungsraten 
vereinbart, hat er einen langfriſtigen Kredit gegeben. Nimmt er 
für ſeine 100 RM. als Gegenwert etwa einen Pfandbrief oder einen 
induſtriellen Hypothetenanteil (Obligation), dann find ſie in eine 
fundierte Schuld umgewandelt. 5 

Auch dann, wenn die Sparkaſſe mit dem Bergeber der 100 RM. 
keinerlei Abmachungen getroffen hat und damit rechnen muß, daß 
er jeden Tag wiederkommen kann, um das Geld abzuheben, wird 
die Sparkaſſe jenes Geld nicht aufſtapeln. Sie verborgt es weiter. 
Nach den ihr obliegenden Aufgaben wandern die Einlagen zum 
Baumarkt, zu den Kommunen uſw. Dorthin wird das Geld lang⸗ 
friſtig und feſtverzinslich verborgt. 

An dem Tage, da in einer Sparkaſſe ſämtliche Einleger ihr 
Geld wiederhaben wollen, können fie es nur bekommen, wenn 
dieſe Sparkaſſe die ſämtlichen von ihr finanzierten Anlagen 
(3. B. mit Hypotheken beitehene Käufer) ſofort verkaufen oder ver- 
pfänden kann. Iſt das nicht möglich, muß dieſe Sparkaſſe ſchließen, 
denn ſie iſt ja kein Geldſchrank, in dem eingelegtes Geld aufgehoben 
wird, ſondern ein Inſtitut, das Geld ſammelt und zum Arbeiten 
weitergibt. 

Deutſchland war ſeit Abſchluß der Inflation die „Sparkaſſe“ 
der Welt. Das flüſſige Geld aus aller Herren Länder wurde nach 
Deutſchland gebracht, weil es hier die höchſten Zinfen gab. Während 
in anderen Ländern der offizielle Finsſatz (Diskont) zwiſchen 2 und 
4 v. H. ſchwankte und die Banken für Einlagen kaum 1 v. H. Sinſen 
zahlten, ſtand in Deutſchland der Reichsbankdiskont zeitweiſe noch 
einmal ſo hoch als in anderen Ländern, und der Privatdiskont 
(Sinsſatz der Banken) war noch höher. . 

Die Empfänger der „Sparkaſſeneinlagen“ aus aller Welt, zuerſt 
die deutſchen Banken, dann aber auch die deutſche Induſtrie, der 
Handel und Kommunen, legten das ihnen geliehene Geld an. Mit 
anderen Worten: das 3. B. von einem engliſchen Sparer auf ſeine 
engliſche Bank gebrachte Geld wurde von dieſer Bank auf einer 
deutſchen Bank angelegt, und dieſe gab es, ſagen wir, einem 
Konzern zum Aufkauf einer Konkurrenzgeſellſchaft oder einer 
Grubengewerkſchaft zur Abteufung eines neuen Schachtes und zum 
Bau einer Kalkſtickſtoffabrik. 

Don Gſterreich her ausbrechend iſt im vergangenen Jahre über 
die ganze Welt eine Vertrauenskriſe gekommen. Jeder wollte ſeine 
Erſparniſſe wieder im eigenen Kaufe haben. In der ganzen Welt 
liefen Millionen Menſchen zu ihren Sparkaſſen und Banken. Eine 
allgemeine Kündigungswelle für verliehenes Geld wanderte im 
befonderen über Deutſchland. Nach dem Bericht des Baſeler Aus- 
ſchuſſes vom Dezember 1951 ſind im vergangenen Jahre neben 
1,5 Milliarden Goldmark an Zinfen und normalen Abzahlungsraten 
für uns geliehenes Geld noch und 4,9 Milliarden Goldmark uns 
geliehen geweſenes Geld abgezogen worden. Hätte die „Sparkaſſe“ 
Deutſchland das geſamte ihm in den jüngſt vergangenen Jahren ge⸗ 
liehene Geld auszahlen ſollen, ſo wäre der Bankrott dageweſen. 
Deswegen wurde Mitte vorigen Jahres in Eile vorerſt einmal für 
ein halbes Jahr mit den ausländiſchen Geldeinlegern vereinbart, 
daß zwar ihr Anſpruch auf das geliehene Geld ſelbſtverſtändlich 
fortbeſtehen und nicht beſtritten werde, daß ſie aber mit der Rück⸗ 
zahlung warten müßten, und daß dieſer Rückfluß nur ganz all 
mählich vor ſich gehen könne. Dieſe erſte „Stillhaltung“ hat ſehr 
günſtig gewirkt, war aber zu kurzfriſtig, und zum anderen waren 
die Gläubiger ſo ängſtlich, daß ſie doch fortgeſetzt erhebliche 
ratenweiſe Rückzahlungen auf ihre Forderungen verlangten und 
durchſetzten. 

Das neue Stillhalteabkommen ändert ſelbſtverſtändlich ebenſo⸗ 
wenig etwas an der privatwirtſchaftlichen Schuldverflechtung wie 
das erſte Abkommen. Seine Bedeutung liegt darin, daß jetzt für 
ein ganzes Jahr kollektiv „ſtillgehalten“ wird und daß die nach dem 
neuen Abkommen fällig werdenden Rückzahlungsbeträge nicht beliebig 
aus Deutſchland abgezogen werden können. Ihnen iſt in gewiſſem 
Umfang die Möglichkeit und der Zwang auferlegt worden, vor⸗ 
läufig erſt einmal in Deutſchland zu bleiben. Dieſe durch Rück⸗ 
zahlung frei werdenden, ehemals kurzfriſtig nach Deutſchland ge⸗ 
liehenen Gelder ſollen erſt einmal für fünf Jahre in deutſchen 
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Hypotheken, Obligationen uſw. angelegt werden. Darüber hinaus 
iſt bis zu einem Betrage von 200 Millionen RM. ſogar ihre Um⸗ 
wandlung in eine zehnjährige, gewiſſermaßen fundierte Schuld ver⸗ 
ſucht worden. 

Bei dieſem neuen deutſchen Kreditabkommen handelt es ſich 
um rund 6 Milliarden Rm. 

Das Bedeutſame und Entſcheidende des Abkommens iſt, daß 
für dieſen riefenhaften Betrag die Gläubiger ſich der „Sparkaſſe“ 
Deutſchland gegenüber verpflichtet haben, dieſes Geld nach den 
Grundſätzen der neuen Vereinbarung im weſentlichen doch „ſtehen“ 
zu laſſen. Dieſer Abſchluß enthält nichts, was uns als Schuldner 
irgendwelche privatwirtſchaftlich nach Deutſchland gelegten Gelder 
ſchenkt, aber er ſchafft ein neues Dertragsverhältnis und damit eine 
entſcheidende Beruhigung. Das deutſche Kreditabkommen von 1932 
iſt ein erſtes günſtiges Zeichen für die mögliche wirtſchaftliche Ent⸗ 
wicklung des laufenden Jahres. Unheil kann von der Seite der 
ehemals kurzfriſtig hergeliehenen Kredite nicht mehr kommen, 
dafür iſt's aber in der inneren 3 Deutſchlands und auch in 
der Reparationsfrage noch möglich. gg. 


Der Butterzoll 


Seit Jahren liegt die Frage des Butterzolls im Kampffeld 
widerſtreitender Intereſſen. Die ganze deutſche bäuerliche Wirt⸗ 
ſchaft drängte 7 Erhöhung des Holles, weil fie davon eine Der- 
minderung der Einfuhr und des Preisdrudes erhoffte, der fich 
daraus ergab. Induſtrie und Handel fürchteten von der Aufhebung 
der handelspolitiſchen Bindungen des Solles, die notwendig waren, 
um dem Drängen der Landwirtſchaft ſtattzugeben, eine Gefährdung 
ihrer Ausfuhrinterefien. Die Verbraucher ſtanden auf ſeiten der 
gewerblichen Wirtſchaft. Ihr Vorteil lag in möglichſt billigen Preiſen. 
Bei den deutſch⸗finniſchen Handelsvertragsrerhandlungen kamen 
dieſe Gegenſätze zum Austrag, weil in den Verträgen vom 29. Juni 
1926 und 25. November 1929 der Butterzoll für dieſen Lieferſtaat 
ermäßigt war. Nach langwierigen Verhandlungen kam im Auguſt 
1950 ein Abkommen zuſtande, durch das Finnland für Butter ein 
Sollkontingent von 5000 t jährlich eingeräumt wurde. Für dieſes 
Kontingent wurde der autonome Zoll von 50 RM. für den Doppel- 
zentner gebunden. Erhöhungen dieſes gegenüber allen Staaten gel⸗ 
tenden autonomen Folles ſollten alſo in dieſem Ausmaße für Finn⸗ 
land ausgeſchloſſen ſein. 
Die Derhältnifje in den bäuerlichen Wirtſchaften Deutſchlands 
in denen nahezu 90 v. B. der geſamten deutſchen Milch erzeugt wird. 
ſpitzten ſich immer weiter zu. Durch die fortgeſetzte Abwärts 
bewegung der Preiſe für Vieh, Viehprodukte, Fleiſch und Holz kam 
eine erhebliche Sahl der Betriebe in immer größere Bedrängnis. Die 
Swangsmaßnahmen gegen ſie häuften ſich. Ihre Kaufkraft erlahmte. 

Da kam bei ſtändig ſteigender Welterzeugung der Zufammen- 
bruch der Butterpreiſe auf den Weltmärkten, der durch das Abſinken 
der Währungen in den Erzeugerländern für Deutſchland verheerende 
Formen annahm. Die Butter aus Dänemark, Holland und den 
Kandſtaaten drängte mit elementarer Gewalt und nahezu zu jedem 
Preiſe auf den deutſchen Markt und entwertete dort die eigene Pro⸗ 
duktion. ‚Die Berliner Butternotierung ging im Januar d. J. auf 
97 RM. für den Zentner zurück, während fie vor dem Kriege 151 RM. 
betragen hatte. s 

Damit drohten die geſamte Milchwirtſchaft und das Molkerei- 
weſen zu erliegen, das in den letzten Jahren mit vielen Mühen und 
Hoſten aufgebaut worden war. Zahlreiche landwirtſchaftliche Be⸗ 
triebe gerieten in die Gefahr, bei dieſer Entwicklung zuſammenzu⸗ 
brechen. Denn wenn fich die Koften der Milcherzeugung noch auf 


etwa 120 v. H. des Friedensſtandes bewegen, während der Erlös nur 


etwa 74 v. Z. des Friedensſtandes beträgt, läßt ſich die Wirtſchaft 
nur noch beſchränkte Seit weiterführen. 

Bei dieſer Sachlage mußte die Regierung eingreifen. Sie konnte 
damit rechnen, daß nunmehr auch die Gegner der Butterzollerhöhung 
in Deutſchland für die bedrohliche Lage Derftändnis haben würden 
und hat ſich darin im allgemeinen nicht getäuſcht. 

Durch die Verordnung des Keichspräſidenten über außerordent⸗ 
liche Follmaßnahmen vom 18. Januar 1952 wurde die Regierung 
allgemein ermächtigt, in Fällen eines dringenden wirtſchaftlichen 
Bedürfniſſes bei der Einfuhr aus Ländern mit unterwertiger Valuta 
für einzelne Waren und Warengruppen Ausgleichszuſchläge zu er⸗ 
heben. Sie erhielt auch das Recht, gegenüber Ländern erhöhte Zoll- 
ſätze zu beſtimmen, mit denen Deutſchland in keinem handelsvertrag- 
lichen Verhältnis ſteht. 

Auf Grund ihrer Ermächtigungen hat die Regierung mit Wirkung 
vom 25. Januar den autonomen, alſo grundſätzlich für alle Länder 
geltenden Butterzollſatz von 50 RM. auf 100 RM. erhöht. Sie hat 
außerdem Ausgleichszuſchläge in Höhe von 15 v. Z. des Wertes 
der Butter feſtgeſetzt für Lieferungen aus Argentinien, Dänemark, 
Finnland, Neuſeeland, Norwegen und Schweden. 

Dadurch erhöht ſich der Follſatz für das finniſche Kontingent, 
das bis zu 5000 t jährlich jedem meiſtbegünſtigten Staate zugute 
kommt, für dieſe Länder von 50 RM. auf 85 RM. Der autonome 
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Zoll beträgt für dieſe Länder 156 RM. je Doppelzentner. der Zoll das engliſche Weltreich, während in London die Konferenz tagte, 
für Länder, mit denen Deutſchland nicht in einem Handelsvertrags⸗ in zunehmendem Maße zu kämpfen hatte. Der Gegenſatz zwiſchen 
verhältnis ſteht, wurde auf 170 RAM. feſtgeſetzt. : Hindus und Mohammedanern hat die letzteren aus Beſorgnis um 
Leider ſieht das Ausland nach den Mitteilungen, die bisher die Sicherheit ihrer Stellung und Rechte in einem von den Findus 
vorliegen, in dieſen Maßnahmen nicht fo ſehr den harten Zwang beherrſchten Indien gegen ein ſolches Stellung nehmen und für einen 
zur Rettung von Millionen bäuerlicher Betriebe, wie eine gewiſſe unter engliſcher Gberaufſicht ſtehenden indiſchen Bundesstaat ein⸗ 
Willkür und Unfreundlichkeit. Drohungen mit Gegenmaßnahmen treten laſſen. Er hat damit die Stellung Indiens auf der Konferenz 
liegen dor, die ernſte Wirkungen auf die deutſche Ausfuhr be⸗ geſchwächt. Das gleiche aber haben auch die äußeren und inneren 
fürchten laſſen. N i Schwierigkeiten des engliſchen Weltreiches in bezug auf die Stellung 
Die deutſche Regierung hat nur ihre Pflicht getan. Keine aus⸗ Englands getan. Sie haben zunächſt einmal die Haltung der indiſchen 
ländifche hätte in ihrer Lage anders handeln können. Es wäre zu Delegierten, dann aber nicht weniger auch die politiſche Entwicklung 
wünſchen, daß ſich dieſe Erkenntnis draußen trotz aller Mißſtimmung in Indien ſelbſt in ſtarkem Maße beeinflußt. Man glaubte hier, die 
durchringt. Schwierigkeiten des engliſchen Weltreiches ſich nutzbar machen zu 
Jedenfalls zeigt aber der Butterzoll, wie im Inland die Inter⸗ können — und hat ſich hierin getäuſcht. Ebenſo getäuſcht aber haben 
effen, die unmittelbar gegeneinander laufen, mittelbar ineinander NR die Engländer, wenn fie meinten, aus dem Gegenſa zwiſchen 
übergehen. Induſtrie und Handel haben von einer Beſſerung der Hindus und Mohammedanern für ſich Vorteil ziehen zu können. Die 
Kaufkraft der ländlichen Bevölkerung Nutzen, weil ſich dann ihr Mohammedaner ſind im Grunde genommen genau fo eifrige Natio- 
Abſatz hebt. Rückgang der Aus ſubr dagegen würde auch auf den naliſten wie die Hindus. Was fie verlangen, ſind lediglich garantierte 
Verbrauch bäuerlicher Erzeugniſſe und unter dieſen beſonders der Minderheitenrechte in der Fentrallegislatur, rein mohammedaniſche 
Butter bedenkliche Folgen haben. So iſt die Butterzollfrage und Wahlkreiſe und ausſchlaggebende Befugniſſe in den Provinzen, in 
ihre £öfung Teil und Beifpiel der Notgemeinſchaft aller Deutſchen. denen ſie die Mehrheit bilden, z. B. an der Nordweſtgrenze und im 
a ö . Punjab. Dies alles aber lehnen die Hindus ab. f 
Amerika, Das einzige Ergebnis der Konferenz war ſomit ein verſtärkter 
Int Gegenſatz zwiſchen England und den indiſchen Nationaliſten, und 
Rußland und der japaniſch⸗chineſiſche Konflikt. im Zufammenhang damit eine zunehmende Kadikaliſierung der 
Die letzten Ta 5 ; 8 indiſchen Freiheitsbewegung. Dieſe Radikalifierung führte zu 
? i zten Tage haben eine außerordentliche Derfchärfung des größeren Unruhen in Bengalen und den Vereinigten Provinzen, dann 
e age Konflikts gebracht. Die Deranlafjung hierzu äber vor allen Dingen im Nordweſten von Indien, am Khaiber-Paf 
5 22 e eee gegen den Hauptpunkt der Oſtchineſt⸗ und in der Gegend von peſchawar. Sie blieb auch nicht ohne Ein⸗ 
Seſe 1 5 ahn, die Stadt Charbin, im Norden, und die japaniſche fluß auf die weitere Haltung Gandhis und der anderen gemäßigten 
5 a. 85 8 chineſiſchen Hafens im Süden, Shanghai, Führer der indiſchen Nationalbewegung. Auch ſie wurden ſcharf. 
22 S. as Vorgehen gegen Charbin trifft Rußland, die Beſetzung England gegenüber erklärte Gandhi, daß das Scheitern der Konferenz 
von Ae aber vor allen Dingen Amerika. den endgültigen Bruch zwiſchen England und Indien und die Forte 
Leit merika hat bisher bis auf einige Noten an Japan und die ſetzung feines Kampfes gegen die engliſche Herrſchaft in Indien 
5 = un m den Beratungen des Bölkerbundsrates im Oktober bedeute. Ob dieſer Kampf wie bisher gewaltlos und ohne Blut. 
fale =. er dem japaniſch⸗chineſiſchen Konflikt gegenüber eine auf: vergießen verlaufen werde, dies zu entſcheiden, liege nicht mehr in 
In 1 Zurückhaltung geübt, ſolange ſich dieſer allein auf die ſeiner Macht. Den Mohammedanern gegenüber aber ſagte er, daß 
andſchurei und das engere Intereſſengebiet Japans in dieſer be- es für ihn, falls es zu einer Derftändigung zwiſchen Mohammedanern 
er de Konflikt nie 2 e gelaſſen, einer Aus- und Hindus nicht komme, nur noch eine Löſung gebe, den Bruderkrieg. 
De a 3 Dee a 2 EM er re eo hie a Ar F 
s in Tokio Eine zurückkehrte und faſt gleichzeitig damit an Stelle des mehr an⸗ 


ſpruch erhoben, als Japan ſich anſchickte , nach den mandſchuri BR | 5 3 . . 33 
Eiſendahnen auch die Defing-Mufdener Eiſenbabn Han iss en paſſungsfähigen, mehr auf eine gütliche Verſtändigung mit Indien 3 


; ö f . Ber eingeftellten Lord Irwin der frühere Generalgouverneur von 
e nee 7 — 3 in die Band zu nehmen. Kanada, der ſehr energiſche Lord klinsden das Amt des Dize- 
Ruſſiſch-japaniſchen Nie Are ſeit der ruſſiſchen Niederlage im königs in Indien übernahm. Lord Willingdon ſcheint entſchloſſen 
en Derhält kriege nur das eine Fiel, keine Anderung der zu fein, dem indiſchen Nationalismus diesmal das Rückgrat zu 
und Rechte in biete niſſe 5 und gleiche Zandelsmöglichkeiten brechen und in Indien ernſtlich Ordnung zu ſchaffen. Er hat die 
kaniſche F een eden Dieſem Siel diente die ameri⸗ Unruhen in Bengalen und in der Nordweſtecke Indiens mit der 
Jahre 1905 den ee Aer 2 Portsmouth, der im sofortigen Verhängung des Ausnahmezuſtandes über die in Frage 
vor allen Dingen aber auch d be rieg beendete. Ihm dienten kommenden Gebiete beantwortet und jedes Verhandeln mit den 
vom 50. November 1908 das bekannte Koot-⸗Takahira-Abkommen Führern der indiſchen Nationalbewegung nicht nur rundweg ab⸗ 
J e Rn elan Aufhebung der von ihm ger 
Unabhängigkeit und territorialen U . icherung der troffenen Sondermaßnahmen verlangten und im Falle ihres weiteren 
freien und friedlichen Handels n 8 ae und eines Beſtehenbleibens mit Gewalttaten drohten, eine ganze Anzahl von 
Sie haben die Grundlage gebildet fü 2 4 und im Stillen Ozean. ihnen verhaften laſſen. So iſt auch Gandhi Anfang Januar, genau 
der Frage der Rüdgabe re 5 und 55 Saen Ps in eine Woche nach feiner Rückkehr aus London, feſtgenommen worden. 
China ſowie für die geſamt litik, di Schantung⸗Bahn an dieſe Verhaftung iſt die dritte, die ihm die Führerſchaft der indiſchen 
Kämpfen in China er 3 x rn bisher den inneren Nationalbewegung bisher eingetragen hat. Wie fie ſich weiter aus⸗ 
Das japanische D 9 . 2 j wirken wird und ob fie infonderheit zu der von dem Präſidenten 
verträge J leichgült zer gegen Shanghai verſtößt gegen dieſe des indiſchen Nationalkongreſſes Dallabhai Patel bei ſeiner eigenen 
ecken E 119 > ON wecken es dient. Es bedroht den Verhaftung angedrohten Revolution in Indien führen wird, wird 
ſchafft damit ei ringen: „deſſen Baupttor Shanghai bildet, und abzuwarten fein. Was fie aber zeigt, ift, daß England keineswegs 
gebenden Rolle di ch in China, der Amerika bei der ausjchlag- bereit ift, von feiner bisherigen Stellungnahme gegenüber der in⸗ 
zuſehen k 85 e, m tina in jeinem Handel ſpielt, nicht mehr ruhig diſchen Verfaſſungsfrage abzugehen. Es kann dies auch nicht, ohne 
e 6 din it ihm iſt der japaniſch⸗chineſiſche Konflikt in ein nicht feine an ſich bereits durch die Ereigniſſe des Sommers und 
Weltfrieden ga 5 Entwicklung getreten, deren Folgen für den Berbſtes beeinträchtigte Stellung noch weiter zu ſchwächen. 
e een Sur Tele Sn 3 Japan hat eine ſchwere wir Deutſchen haben in den letzten Jahren geſehen, wie ſtark 
9 5 Re. unſer Außenhandel mit Indien nicht nur durch die allgemeine Krife, 
i f ſondern auch durch die indiſchen Wirren und den indiſchen Boykott⸗ 
Indien feldzug beeinträchtigt wird. Gewiß bringen weite Kreije in Deutſch⸗ 
Die politi Entwi ; — land der indiſchen Freiheitsbewegung Sympathie entgegen. Aber 
b = ang ntwidlung in Indien iſt andere Wege gegangen, die harten Notwendigkeiten unſeres eigenen Exiſtenzkampfes zwingen 
pi 10 na A em Waffenſtillſtande zwiſchen dem damaligen engliſchen doch zu einer weniger idealiſtiſchen Betrachtung des indiſchen 
d . en ord Irwin und Gandhi im März 1951, dann aber nach Problems. Ob eine Lostrennung Indiens von England unſere 
all eilnahme Gandhis und anderer bedeutender indiſcher Natio-. Fandelsausſichten in Indien verbeſſern würde, erſcheint zum min⸗ 
a iften an der zweiten „Round-table-Conference“ in London zu deſten zweifelhaft. Unzweifelhaft aber iſt dagegen, daß eine indiſche 
Basen und zu erhoffen war. Die Konferenz iſt nach monatelangen Revolution zahlreiche deutſche Betriebe und Handelsfirmen erneut 
erhandlungen im Dezember zu Ende gegangen, ohne zu einem ſchwer ſchädigen und weiteren Fehntauſenden von deutſchen Arbeitern 
pofitiven Ergebnis geführt zu haben. Sie iſt gescheitert zunächſt ein- die Eriſtenzgrundlage entziehen würde. Deutſchland kann deshalb 
mal an der indiſchen Forderung auf eine wirkliche Selbſtändigkeit nur wünſchen, daß es in Indien ruhig bleibt. Es hat keinerlei 
Indiens und dem Beſtreben der engliſchen Politik, England die Intereſſe daran, daß es in Indien zu größeren Unruhen gegen die 
Kontrolle über die indiſche Armee, die äußere Politik und die engliſche Berrſchaft kommt, zumal derartige Unruhen geeignet wären, 
Finanzen zu erhalten. Dazu aber kamen als weitere Gründe der die Aktions- und Bewegungsfreiheit der engliſchen Politik auf den 
Gegenſatz zwiſchen Hindus und Mohammedanern, dann aber vor bevorſtehenden großen Konferenzen zu beeinträchtigen, die über 
allen Dingen die äußeren und inneren Schwierigkeiten, mit denen Deutſchlands und Europas weiteres Schickſal entſcheiden ſollen. e. 
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Zehn Jahre Papft Pius XI. 

Am 6. Februar find zehn Jahre vergangen, ſeitdem Achille 
Ratti, Kardinal und Erzbiſchof von Mailand, zum Pontifex 
Maximus der Römiſch⸗Katholiſchen Kirche gewählt worden iſt. 
Er wurde 1857 in Deſio in der Diözeſe Mailand geboren, 1879 zum 


Copyright Keystone View Co. 


‚Drisiier geweiht. Nach mehrjähriger Tätigkeit als Profefjor der 


Theologie in Mailand, wurde er dort 1907 Präfekt der Ambrofia- 
niſchen Bibliothek, ſieben Jahre ſpäter übernahm er die Nachfolger⸗ 
ſchaft des Jeſuitenpaters Prof. Franz Ehrle, dem er ſchon ſeit 1911 
als Koadjutor beigegeben worden war, als Präfekt der Datitanifchen 
Bibliothek, ein Amt, das er vier Jahre verwaltete. 
als Apoſtoliſcher Difitator nach Polen und wurde ein Jahr ſpäter 
Nuntius in Warſchau. Im ſelben Jahr 1919 erfolgte feine Kon- 
ſekration als Biſchof. 1921 kehrte er als Kardinal und Erzbiſchof 
nach Mailand zurück. f 


Sum Papſt erwählt, gab er feinen erſten päpſtlichen Segen vom 
Außenbalkon der Peterskirche, eine Geſte, die als ſeine Abſicht ver⸗ 
ſtanden wurde, die Politik der Derföhnung mit Italien weiter⸗ 
zuführen. Die Löſung der „Römiſchen Frage“ gelang ihm in der 
Tat durch den Lateranvertrag vom 11. Februar 1929. In Der- 
bindung damit kam im gleichen Jahre auch das Konkordat mit der 
italieniſchen Regierung zuſtande. Die große Bedeutung des Papſtes 
liegt überhaupt auf dem Gebiete der Kirchenpolitik. Mit Lettland 
wurde ſchon 1922 ein Konkordat abgeſchloſſen, mit Bayern 1924, 
mit Polen 1925, mit der Tſchechoſlowakei und Portugal wurde 1928 
ein „modus vivendi“ formuliert. Im Jahre des Lateranvertrages 
kam auch der Vertrag mit Preußen zuſtande. Trotzdem gilt Papſt 
Pius XI. nicht wie Leo XIII. und Benedikt XV. als diplomatiſch⸗ 
politiſch¶er Papſt. Die Begründung der „Katholiſchen 
Aktion“ iſt vielmehr ein Zeugnis für den Verſuch der Samm- 
lung und Aktivierung des katholiſchen Lebens außerhalb jeder 
Politik auf dem rein religiöſen Gebiete. In dieſem Sinne ſind 
auch ſeine Enzykliken geſchrieben, insbeſondere die über den 
„Frieden Chriſto im Reiche Chriſti“ vom Jahre 1924. Dieſe weiſe 
Grundeinſtellung des oberſten Biſchofs der katholiſchen Kirche hat 
ſeine Konkordatspolitik ſehr erleichtert und vor allem die Löſung 
der römiſchen Frage erſt möglich gemacht. Die Friedensarbeit und 
auch die ſozialen Bemühungen ſeiner Vorgänger hat er im Geiſte 
des Stifters ſeiner Kirche mit großer Hingabe fortgeſetzt. Seine 
unbedingte politiſche Neutralität, die er auch ſchon als Nuntius in 
Polen in den harten erſten Nachkriegsjahren bewies, hat ihn 
nicht gehindert, für das deutſche Volk, deſſen Sprache er beherrſcht, 
und fein Ringen um nationalen Wiederaufſtieg lebhafteſte Anteil- 
nahme zu bezeugen. T pl. 


Georg Kerſchenſteiner + 


Die Wirkungen diefes Mannes, der 77jährig in feiner Heimat- 
ſtadt München geſtorben ift, find dreifacher Art. Aus den unfrohen 
Erfahrungen ſeiner eigenen jungen Lehrpraxis ſprengt er für ſich 
das überkommene Spyſtem der intellektuellen Wiſſensübertragung: 
nicht in einem möglichſt weiten Wiſſensbeſitz iſt das Ziel der Schule 
erreicht, ſondern ihr pädagogiſcher Sinn iſt in den Methoden des 
Wiſſenerwerbs umſchloſſen. Sie ſind entſcheidend für die erzieheriſchen 
Aufgaben, denn durch ſie werden die individuellen Kräfte des 


u 


1918 ging er 


Lernenden freigemacht. das führt zu dem Grundſatz der „Arbeits⸗ 
ſchule“; dafür, daß dies Wort dann in ein zu enges Prokruſtesbett 
gezwängt, in einem zu langen zerzerrt wurde, kann Kerfchenfteiner 
nichts. Die Ergebniſſe, die er, ſeit 1895 Stadtſchulrat in München, 
mit einem Umbau des Lehrplans erzielte, Einführung von Werk⸗ 
ſtätten uſw., wieſen ihn zur genaueren Beachtung der künſtleriſch 
ſchöpferiſchen Kräfte im jungen Menſchen: die völlige Revolutio- 
nierung des Seichenunterrichts in den letzten Jahrzehnten, die 
Wendung zur anſchauenden, verſuchenden, erfindenden Sinnenhaftig- 
keit iſt ohne ihn nicht zu denken. Und ein drittes: er ſteht an der 
Spitze derer, die dem ſtaatsbürgerlichen Unterricht den Raum im der 
Schule erkämpft, aus einem feſten Menſchen⸗ und Bürgergefühl 
heraus, dabei leidenſchaftlich darauf bedacht, daß daraus keine neue 
Sparte pedantiſchen Lernbetriebs werde. Kerſchenſteiner, politiſch an 
Naumanns Seite ſtehend, gehörte von 1912 bis 1918 dem Reichstag 
an, freilich ohne in dieſer Zeit dort feiner erzieheriſchen Sendung 
dienen zu können — ein Mann mit ſtarker künſtleriſcher Empfind⸗ 
ſamkeit, anregender und angeregter Beweglichkeit des Geiſtes, voll 
Humor und Tapferkeit, zugreifend und praktiſch. Der Hauch einer 
feinen Seele ging von ihm aus. Theodor Beuß. 


Beteiebsratswahl 1931 


Die Gewerkſchaften veröffentlichen ſoeben Überſichten über die 
Betriebsrätewahlen des Jahres 1951. Die Statiſtik, die von den 
Chriſtlichen Gewerkſchaften vorgelegt wird, gibt einen Ausſchnitt 
aus den Geſamtergebniſſen, in dem 10515 Betriebsratsmitglieder 
der verſchiedenſten Gruppen erfaßt werden. Die Statiſtik der Freien 
Gewerkſchaften vermittelt dagegen ein vollſtändiges Bild von dem 
Verlauf der Wahlen im geſamten Reich; es find hier die Refultate 
aus 32 000 Betrieben wiedergegeben, in denen 4,6 Millionen Per- 
ſonen 158000 Arbeiterratsmitglieder wählten. Es iſt interefjant, 
die Verteilung dieſer Delegierten auf die verſchiedenen Gruppen 
kennenzulernen. Das Gros der Betriebsräte entfällt danach auf 
die Freien Gewerkſchaften, die gegenüber dem Jahre 1930 freilich 
einen gewiſſen Rückgang zu verzeichnen hatten, aber auch heute noch 
85,6 v. B. aller Gewählten geſtellt haben. Die nächſtſtärkſte Gruppe 
iſt die der Chriſtlichen Gewerkſchaften, deren Anteil ſich nach dieſer 
Statiſtik ſeit dem Vorjahre von 7,2 auf 7,9 v. J. verſtärkt hat (in 
der vom Deutſchen Gewerkſchaftsbund herausgegebenen Berechnung 
beträgt ihr Anteil 12,6 v. H.); auch der dritte der alten Verbände, 
der Hirſch⸗Dunckerſche, hat einen kleinen Zuwachs von 1,0 auf 


. 41 v. H. zu verzeichnen. Der Anſturm, den die Oppoſitionsgruppen 


der Rechts⸗ und der Linksradikalen auf die Gewerkſchaften unter⸗ 
nahmen, hat ihnen in den Betrieben keine erheblichen Erfolge ge⸗ 


bracht. Die kommuniſtiſche Rote Gewerkſchaftsoppoſition konnte 


5,5 v. J. aller Arbeiterratsmitglieder ſtellen (gegen 1,5 v. D. im 
Jahre 1950), die Nationalſozialiſten haben unter insgeſamt 138 418 
Betriebsräten nur 710 oder 0,5 v. Z. durchbringen können. In der 
Gruppe der „Sonſtigen“ wird die Mehrzahl der Delegierten von 
Angehörigen der Werksgemeinſchaften, Vertretern des Deutſch⸗ 
nationalen Arbeiterbundes und ähnlichen Gruppen geſtellt; der An⸗ 
teil dieſer Betriebsräte beträgt zuſammen mit dem aller Unorgani⸗ 
ſierten 5,5 v. . gegen 3,4 v. Z. im Vorjahre. Nach dieſer Auf⸗ 
ſtellung zählen ſich alſo nicht weniger als 92,6 v. H. aller Betriebs- 
ratsmitglieder zu den drei bekannten Gewerkſchaftsverbänden. Mit 
Recht wird in den Blättern der Gewerkſchaften feſtgeſtellt, daß trotz 
rechts⸗ und linksradikaler Agitation die Maſſe der Arbeiter den 
Gewerkſchaften treugeblieben iſt. St. 


Carl Severing 


Carl Severing hat eindrucksvoll die verantwortungsvolle Zeit 
feines Ruhrkommiſſariats in dem Buch „1919/1920 im Wetter- und 
Watterwinkel“ beſchrieben. Jetzt liegt über ihn ſelbſt eine kleine 
und gut hergerichtete Biographie vor (Carl Severing von Hans 
Menzel. 5. P. Verlag, Berlin SW 68; Preis 1,25 RM.), die ſich 
über dieſen wichtigen Abſchnitt ſeines Lebens hinaus mit dem 
Wirken des ganzen Mannes beſchäftigt. Leidenſchaftslos und ohne 
in der Grundhaltung die weltanſchauliche Verbundenheit mit dem 
Träger der Darſtellung zu verleugnen, entwirft der Verfaſſer ein 
immer ſachliches Bild von Carl Severing, dem Arbeiterſohn, Gewerk⸗ 
ſchaftsführer und Parlamentarier, deſſen große politiſche Zeit nach 
der Revolution anfängt. Dieſem Wirken Severings als Schöpfer 
der preußiſchen Polizei, als Reichsinnenminiſter und wieder Preußen⸗ 
miniſter iſt der Hauptteil des Menzelſchen Buches gewidmet. Es 
arbeitet klar das Bleibende in dieſer Miniſtertätigkeit heraus und 
erweckt auch beim politiſch Andersdenkenden einen imponierenden 
Eindruck von der Zähigkeit und Energie eines Mannes, der feiner 
geiſtigen Herkunft nach ein Erbe des deutſchen Idealismus genannt 
werden darf. hg. 
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Meißner Porzellan / Yon Paul F. Schmidt 


Meißen ift bekanntlich die Geburtsſtätte und der unbeftrittene 
Vorort der europäiſchen Porzellanfabrikation im 18. Jahrhundert. 
Joh. Friedr. Böttger, der vor 250 Jahren, am 4. Februar 1682, in 
Schleiz geboren und in Berlin als Apotheker ausgebildet war, wurde 
als Goldmacher vom Kurfürft Auguſt m 
dem Starken engagiert und, wie es da⸗ 
mals üblich war, in engem Gewahrſam 
gehalten. Er erfand zwar nicht den Stein 
der Weiſen, der unedles Metall in Gold 
verwandeln ſollte, aber es glückte ihm 
eine Entdeckung, die für die ſächſiſchen 
Herrſcher weit folgenreicher und glück⸗ 
licher ſich erwies: zunächſt 1708 / das 
braune nach ihm benannte Steinzeug, 
kurz darauf das echte, aus Kaolin, Quarz 
und Flußmitteln zuſammengeſetzte weiße 
Porzellan, das die Chinefen zwar ſchon 
ein Jahrtauſend früher erfunden hatten, 
das man aber in Europa bis dahin nur 
als teuer bezahlte Exportware aus Oſt⸗ 
aſien kannte, und deſſen von Geheimnis 
umwitterte Herſtellung dem Kurfürft von 
Sachſen und ſeiner Meißner Manufaktur 
ſehr bald die Vorteile, eines wahren 
„Steins der Weiſen“ eingebracht hat. 
Denn wenn auch das ſorgfältig ge⸗ 
hütete Myſterium der Herſtellung von 
weißem Porzellan im Lauf des 18. Jahr- 
hunderts allmählich über viele deutſche 
und bald auch außerdeutſche Höfe ſich ver⸗ 
breitete, in Berlin, Frankenthal, Nym⸗ 
phenburg, Höchſt, Wien, Paris, Chelſea 
u. a. von Fürſtlichkeiten ausgehaltene 
Manufakturen entſtanden (deren Produkte 
heute von den Sammlern, wie man ſagt, 
mit Gold aufgewogen werden), den tech⸗ 
niſchen Vorteil, den Meißen von Anfang 
an beſaß, nicht zum wenigſten durch die 
ausgezeichneten Kaolinlager ſeiner Um⸗ 
gebung, wußte es durch künſtleriſche Qualitäten zu einem 
niemals eingeholten Vorſprung zu entwickeln. Es kam fo weit, 
daß die Begriffe Porzellan, Meißen, Vieux Sare faſt identiſch 
wurden, daß noch heute die gekreuzten Kurſchwerter in kobalt⸗ 
blauer Unterglaſurfarbe als Meißner Fabrikmarke ohne weiteres 
reſpektiert werden, als Kennzeichen höchſter techniſcher und künſt⸗ 
leriſcher Porzellanqualität. Utan erinnert ſich faſt automatiſch bei 
dieſem Zeichen an die überragende Kolle, die Dresden als Kunft- 
ſtadt im 18. und 19. Jahrhundert geſpielt hat (wobei das nahe 
Meißen wie ein Vorort ohne weiteres als zugehörig einbezogen 
wird); an die überragende Rolle, die ein jo großer Bildhauer wie 


Kändler, ein ſo glänzender Organiſator und Formgeber wie Herold 


Nashorn von Kirchner 1731 


in der Meißner Porzellanherſtellung geſpielt haben. Und daran, 
daß in der neueſten Seit, ähnlich wie es in Berlin und Nymphen⸗ 
burg gefchah, ein mächtiger Aufſchwung in modernem Geiſte ein⸗ 
ſetzte, dem keine private oder außerdeutſche Konkurrenz gleichzu⸗ 
kommen vermochte, nicht einmal die eine Zeitlang enthuſtaſtiſch ge⸗ 
feierte Kopenhagener Manufaktur. Bildhauer wie > aul Sheu- 
rich, Barlach, Gaul, Gerhard Mards und Effer 
geben der Meißner Kleinplaſtik in Menfchen- und Tierfiguren — 
was einſt von Georg Birth recht anmutig „Deutſch⸗Tanagra“ be⸗ 


Tänzerin von Prof. Paul Scheurich 


annt wurde — einen neuen und, bei teilweiſe ſehr glücklicher An⸗ 
8955 an die Leichtigkeit des Rokoko, durchaus modernen Auf- 
ſchwung, und tektoniſche Künſtler von dem Range van de Deldes, 
Niemeyers, Börners u. a. erneuerten die Form von Tafel- und 
5 : Gebrauchsgeſchirr, von Vaſen und Ge⸗ 
fäßen in einem ausgezeichneten Geiſte, 
der ſich abermals die Welt eroberte. Die 
Berliner Manufaktur iſt darin, beſonders 
in allerletzter Zeit, in noch radikalerem 
Geiſte vorgegangen, während Pfeiffer, 
der verdienſtvolle Generaldirektor von 
Meißen, den Fuſammenhang mit der 
großen Tradition vornehm und zurück⸗ 
haltend kultiviert. ; 
In der Ausſtellung des Berliner 
Schloſſes treten die beiden weſentlichſten 
Gebiete aus der Meißner Porzellan⸗ 
geſchichte bedeutend hervor. Die Entwick⸗ 
lung der Formen wird man in der vor⸗ 
züglichen Porzellanſammlung des Schloß⸗ 
mufeums finden; die Ausſtellung betont 
die große Tierſkulptur der Barockzeit, 
durch Namen wie Kirchner, Eber ⸗ 
lein und vor allem Kändler reprä⸗ 
ſentiert, in ſchönen Neuformungen und 
bietet ein hervorragendes Beiſpiel fürſt⸗ 
licher Tafeldekoration in dem gedeckten 
Tiſch aus der Dresdner Silberkammer, 
deſſen vergoldete Prunkgeräte die un⸗ 
mittelbaren Vorbilder für Meißner Por- 
zellanſervice gebildet haben. Bier ſieht 


von 1744 und den lederbezogenen 
. aus Schloß Moritzburg, ein 
Muſter vollendeter Tafelkultur zur Feit 
Auguft des Starken vor ſich. Die ‚Die 
trinen und die anderen gedeckten Tiſche 
enthalten zum größeren Teil Beiſpiele 
aus der neueſten Seit, nobel und zurück⸗ 
haltend dekorierte Service und Dafen von Paul Börner, N 
plaſtik von Scheurich und den andern bereits erwähnten be 
hauern. Daß auch diefe modernen Erzeugniſſe von 5 = 
übrigens die Kunſtwerke aller großen Manufakturen, g Be 
luxuriöſer Koſtbarkeit für den Sammler und den wo * 
Bürger darſtellen, wird niemandem entgehen. Porzellan vor 
riſchem Wert kann 
ſeiner Natur nach 
nichts anderes ſein 
als hochqualiſtziertes 
Kunftgewerbe, das 
billige Gebrauchsge⸗ 
ſchirr des Alltags iſt 
abrikware, die zwar 
dasſelbe Material bie⸗ 
tet, aber ohne Prä⸗ 
tenfion auf Kunſtwert. 


Ehrentempel von Joh. Joach. Kändler 1748 
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Goethes 


Lichtbildvorträge 
Bildbänder 
Epikarten⸗Serien 


2% Was dem Auge dar sich stellet, 
sicher glauben wir's zu schauen. 
Was dem Ohr sich zugesellet, 


gibt uns nicht ein gleich Vertrauen. 
(Goethe.) 


Das Gpethe-Fahr 1932 ruft in der ganzen Kulturwelt, insbeſondere in Oeutſchland, die Geifter auf, um Zeugnis darüber abzulegen, 
daß Leben und Werk dieſes deutſchen Genies nicht nur Geſchichte, ſondern lebendige Gegenwart und fruchtbare Zukunft iſt. 


Goethe, der Inbegriff des deutſchen Menſchen, Symbol der fauftifchen, deutſchen Kultur, iſt das Thema, das der Deutſche Lichtbild-- 


Dienſt G. m. b. H. in ſeiner Weiſe behandeln wird. 


Gewiß werden ſich an allen Orten von beſonderer Bedeutung Möglichkeiten beſonderer Goethe-Feiern ergeben. Was wir wollen, 
ift, das Bild der äußeren Erſcheinung, das Bild von Goethes Leben, die Bilder feiner eigenen Phantaſie in Vorträgen zufammen- 
3 um in ſeinem Sinne Bildung durch das Bild zu verbreiten. 

D 


den man mit 


Recht den „Augenſeligen“ genannt, der ſich ſelbſt als „Naturſchauer“ bezeichnete und das Bild als das beſte Mittel 


anſprach, um „Entferntes und Abgeſchiedenes“ uns näherzubringen, würde ſicher jeden Verſuch begrüßen, ſolcherart Kenntniſſe und 


a zu vermitteln. 
Auf. Gru 


* 


unſeres umfangreichen Goethe Bild archivs gaben wir nachſtehende Serien heraus: 


Goethes Leben 
Textlich und bildlich ee 25 Weichs kunſtwart Dr. E. Reds lob 
3 mi 
die er Sdelhe Vortrag iſt berufen, die Goethe⸗Feierſerie des Jahres 1952 zu werden. Oer Reichs kunſtwart, deſſen ſoeben erſchienenes 
Werk „Goethe's Leben“ (Verlag der Reihsdruderei) erneut beredtes Zeugnis für die Goethe-Verbundenheit ſeines Verfaſſers ablegt, 


ildern) 


hat zahlreiche bedeutende Bilddokumente ſinnvoll zuſammengefügt und bietet in feinem Vortrag eine volkstümliche Darſtellung von 
Goe 


über den Tag hinaus Wert hat. 


Bestellnummer für die Glas-Dia-Serie L 2460 
” 55 das Bildband 


thes Leben, feinem Wirken und feiner umwelt. Dieſe Serie darf in keiner Lichtbild- und Lehrmittelſammlung fehlen, weil fie 


Preis RM 72.— 


G£ 2460 „ NM 6.— 


Wegen Entleihung dieser Serie Anfragen baldigst erbeten. 
Subskription auf verbilligte Cellophan-Dia Preis RM 12.50 


Goethe und Frankfurt 

Nach 50 Bildern des Frankfurter Goethe-Muſeums zufammen- 

geſtellt von Prof. Dr. Ernſt Beutler — Frankfurt. 

Best.-Nr. f. d. Lichtbildvortr. L 2474 Preis RM 30.— 
„ „ „„ Bildband Gf 2474 „ RM 7.50 

(einschließlich Lizenz für die Goethespende), 


Der junge Goethe 
Mit 60 Bildern bearbeitet 
von Dr. Leo Francke — Dresden. 


Best.-Nr. f. d. Lichtbildvortr. L 2481 Preis RM 72. — 
an bend Gf 24141 „ RM 6— 


Goethe in den Mannesjahren 
In 2 Teilen zu je 40 Bildern von Dr. E. Rat — Berlin. 


Best.-Nr. f. d. Lichtbildvortr. L 2495 A/B je Preis RM 48. — 
„ „ „„ Bildband Ef 2495 A/B „ „ RM 5.— 


Goethe, der Greis 
Mit 60 Bildern bearbeitet von 
Kunſtſchriftſteller Kurt Meißner — Berlin. 


Best.-Nr. f. d. Lichtbildvortr. L 2461 Preis RM 72.— 
„ Gf 2461 „ RM 6.— 


Goethe und Weimar 

Mit 100 Bildern des Lichtbildners Günther Beyer 

und Text von Dr. A. Hoßbach — Weimar. 

Best.-Nr. f. d. Lichtbildvortr. L 2478 Preis RM 120.— 
„„ „„ Bildband G£ 2478 „ RM 10.— 


Auf Goethes Spuren nach Rom 

(Die Italienreiſe im Auto.) Textlich mit 60 Original-Auf- 
nahmen und Zeichnungen bearbeitet von 

Prof. Emil Pirchan — Berlin. 

Best.-Nr. f. d. Lichtbildvortr. L 2473 

„ „ „ „ Bildband Gf 2473 „ RM 6— 


Frauen um Goethe 
Nach 50 Stichen, Schnitten und Gemälden der Zeit bearbeitet 
von Anna Blos — Stuttgart. 
Best.-Nr. f. d. Lichtbildvortr. L 2458 Preis RM 60.— 
„ „ „ „ Bildband Gf 2458 „ RM 5.50 


Goethe, der Maler und Zeichner 
50 Handzeichnungen nach Goethe mit Text von 
Prof Emil Pirchan — Berlin. 

Best.-Nr. f. d. Lichtbildvortr. L 2489 Preis RM 60.— 

„ „ „„ Bildband Gf 2489 „ MR 5.50 


Epi-Poſtkarten- Serien 
zur Verwendung im Epiſkop und Epidiaſkop. 


Zu Goethes Gedächtnis . 
mit 110 Bildkarten und Text zum Preiſe von RM 12.5 


Goethe und Weimar er 
mit 100 Photoabzügen und Text zum Preife von RM 20.— 


Epi-Rarten nur käuflich. Proſpekt koſtenlos. 


Er den Lichtbildvorträgen, aus denen jedes Dia einzeln abgegeben wird, hat unſer Gpethe-Lichtbildarchiv eine Fülle weiterer 
Aufnahmen. Ferner beſorgen wir aus Lichtbildarchiven anderer Verleger jedes vorhandene Dia zum Originalpreis. 


Bezugsbedingungen: Bei Beſtellung der Reihen iſt die Beitell-Nr. genau anzugeben. Bildverzeichniffe für jeden Vortrag koſtenlos 


auf Verlangen. Der Einzelpreis für das Diapoſitiv beträgt RM. 1 


25. Bild bänder nur käuflich. Anfragen wegen Leihſerien recht- 


zeitig erbeten. Für Verleih kommt nur die Serie L 2460 „Goethes Leben“ in Frage, evtl. Cellophan-Sia-Serien. 
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Züchereingang 


cd 


Deutſches Reichs⸗ und 
Landesſtaatsrecht. 2. Lan⸗ 
desſtaatsrecht. Von Dr. 
ter Erich Wagner, Mini⸗ 
terialrat beim Rechnungs- 
hof des Deutſchen Reichs. 
136 S. 5 RM. R. von 
Deckers Verlag, Berlin. 
1931. 


Die Rechtsgrundlazen für 
Deutſchlands Recht au 
Abrüstung feiner Vertrags⸗ 
egner. Ein Vergleich des 
rt. 8 mit der Präambel 
des Teils V des Verſailler 
riedens. Von Dr Viktor 
Söhnen (Wiſſenſchaftliche 
Beiträge zu aktuellen Fra⸗ 
en, — von 
dr. Werner Kipke, Heft 3) 
61 S 1931. Verlag Dr. 
Emil Ebering, Berlin. 


Volksfreund⸗Kalender auf 


das Jahr 1932. Br 


jahrgang (25 Jahre). Druck 
auh Bertag: eter Kuhn, 
Bela Erkva, Jugoſlawien. 

Der Abbau der Preiſe 
als Weg zur Geſundung 
der Wirtſchaft. Ein Vor⸗ 
trag von Dr. Otto Conrad. 
22 S. Manzſche Verlags⸗ 
und Univerſitäts⸗Buchhand⸗ 
lung, Wien. 1932. 


Jahrbuch der katholiſchen 


b soldeten 
ab unserer f abrik 


Anzohlung gegen 

deutſchen Hochſchülerſchaft Streng vertroulich ohne A 

Die Reviſion der Bölker⸗ Piereichs 1932. 80 S. 9 Monate ee a 

Ph En m bundsſazung im Hinblick Selbjtverlag, Wien. are Rott = en etrottanse wäh für mi 
Tatſachen. Von Axel auf den Kelloggpakt. Von itlers Weg. Eine hiſto⸗ e des notarieller 


jeden Kunden besonders angetertigt 
Minderwertige Ware führen wir nicht 

Auch Sie werden bestimmt unser Kunde 
Verlangen Sie kostenlos Muster und Preisliste 


Schmidt. 40 S. Edwin 


Walther Schücking. (Wiſſen⸗] riſch⸗politiſche Studie über 
Runge, Berlin. 1932. 


ſchaftliche Beiträge zu aktu⸗ den Nationalſozialismus. 
ellen Fragen an 2 Von Theodor Heuß, 168 S. 
Agrarpolitik in Zahlen. von Dr. Werner Kipke, Kartoniert 2,0 RM., in 
erausgegeben von der peit 1) 43 S. 1931. Ver⸗ Leinen 3,80 RM. Union 

eutſchen Bauernſchaft e. V. lag Dr. Emil Ebering, Deutſche Verlagsgeſellſchaft, 
Berlin. Dezember 1931. Berlin. Stuttgart. 1932. 


Bestätigung: 
1.Über 400000 Kunden 
i.mehr als 10000 Orten 

2.Über 100000 Kunden 
8 haben zum 2. Na 
Deutschlands u. öft. nochbes 


Trierer - Str. 13 


1150 Briefmarken prall! Felde Betten 


nur Ausland und unver- Kinderbett.Stahlmatr.Polster 
bindliche Auswahlsendung. Schlafzim., Chalselong. an je- 


den. Teilzahlg. Katal. 392 frei 
P. Lahn, Bin.-Steglitz, | Kiscnmöbelfabrik Suhl (Th) 
Kieler Straße 5 | 


= . * 
eimatdienst - Abonnemen 
2 


2 Zeitschrift „Heimatdienst“, herausgegeben von der Reichszemtrale 


ür Heimatdienst, erscheint vom I. Januar 1932 ab im gleichen Umfange 
zweimal monatlich zum verbilligten Bezugspreis von R 


> RM 6.50 jährlläch 
er Lieferung unter Kreuzband RM 1.20 Porto), RM 3.25 halbjährlich (zuzüg&. 


0.60 Portospesen bei Lieferung unter Kreuzband). 
Einzelpreis der Heimatdienst-Nr. 39 Pfg. 


Richtlinien i 
der Reichszentrale für Heimatdienst 


Bezugspreis der in zwangloser Folge erscheinenden Nummern ab 1. Jan. 1932 
RM 2.00 jährlich. Einzelpreis je nach Umfang. 
Wir versenden Probenummern kostenlos und bitten 
die Freunde unserer Zeitschrift um Angabe von 
Adressen von Interessenten des „Heimatdienstes“ 


Zentralverlag G. m. b. H. „ Berlin W 35 


Umarbeitungen, neuzeitliche 
Formengestaltung, Dekoratien I 
werden von erstklassigem alten Fach- 
mann zu billigsten Preisen ausgeführt. 


paul Ponzonga sen. 
Berlin NO 55, Prenzlauer Allee 36. 


Ältestes Tuchversandhaus 
mit eigener Fabrikation 


GELEGENHEITSKÄUFE IN PROJEKTIONSAPPARATEN 


NN 


FÜR SCHULVERWALTUNGEN, VEREINE u. BILDUNGS-ORGANISATIONEN 


Um unser Lager zu räumen, bieten wir an: 
_ „ser Lager zu Faumen, bieten wir an: 


LICHTBILD-APPARATE: 


ieee nien ttndnnnininununnonun 


Böcklin Modell A für Dias 8%, & 8 ½ u. 8 ½ & 10 cm, mit Blechtransportkoffer u. Lampe 500 Watt, 110 oder 220 Volt, M. 182.— 100.— 
Böcklin Modell B für Dias 84,x8%, So und 9 12 cm, Lampenhaus mit Asbest, einschließlich Blech- 

transportkasten, mit Lampe 1000 Watt 110 oder 220 Volt x “see... 0... M 242.— 160.— 

OEOE SO WURDE ea a M. 230.— 150.— 


Edison für Dias 8%,x8% und 81x10 cm, mit Lampe 500 Watt, 110 Volt, Widerstand zum Anschluß an 
220 Volt, 3m Zuleitung, Holztransportkoffer 


Be EEE e 2.2. M. 220.— 120.— 
91 mine 3 5 575 E23 ER EEE EWR BES IUUREEIELIEER NEE TER a * an 8 8 ns 2 
atlimhora: für Dias 8½ * 8% und 8½ * 10 cm, 2 Wärmeschutzplatten, Lampe 500 Watt, 110 oder olt M. 138.— 100.— 
Giasbildeinrichtung extra = = & ee a 8 „WW EEE EEE M. 46.50 40.— 


KINO-APPARATE: 


Magister Il, Schul- u. Heimkino für. 1000 Watt, 110 Volt-Lampe, mit Widerstand zum Anschluß an 220 Volt, Uni- 
versalmotor m. Anlasser, m. Einrichtung f. Stillstand u. Rücklauf, einer zerlegbaren u. zwei festen Filmspulen N 
für 400 m Film, Projektionsentfernung bis etwa 10 m, Bildbreite etwa 2½ m, mit Dia-Einrichtung (ohne Lampe) M. 1565. 580.— 


3 r mit 200 Watt, 110 od. 220 Volt-Lampe, eingebautem Motor für 110 bis 220 Volt, Spulen 
is 


m Film fassend, 5 m Zuleitung und Blechschutzhaube (ohne Lampe) ER a nee M. 150.— 75.— 
Teddy Zeiß Ikon, für Normalfilm mit 100 Watt, 110 od. 220 Volt-Lampe, 3 m Zuleitung M. 60.— 40.— 
Unox Ill (Ernemann) mit Lampe 100 Watt, 220 (oder 110) Volt (ohne Widerstand ꝰ )) =... - M. 91:50 50.- 
Diafilmax Nr. 19/11 mit nn 400 Watt, 220 (oder 110) Volt (ohne Widerstand-˖.i—i ... M. 179.— 90.— 
Puck mit Lampe 100 Watt, (oder 110) Volt (ohne Widerstand) 55SEC 0000000 ; .— 
Filmoli, Bildbandapparat, für Gleich- u. Wechselstrom 8 Volt, 10 Watt-Lampe, Widerstand an 220 Volt, auch 2 
für Accumulatorenbetrieb 6 Volt ae 3 ee c ; u ge 
Unoptikon mi: Lampe 100 Watt, 110 oder 220 Volt, 5m Zuleitung V „„ M. . 0. 
Lichtblidansatz zum Kofferkino „, Kin obůO iu... M. 180.— 90.— 


Die Apparäte sind vorführun gsfertig, in gutem Zustande, zumeist Vorführungsapparate aus unserem Projektionsraum, neuwertig. 


DEUTSCHER LICHTBILDDIENST G.m.b.H., BERLIN W 35, POTSDAMER STR. 41 


en 2.0 EEE p p K p ¶ —— LET" 
TEE EEE ES a IT TEENS LEI IE. EEE LEE EEE EEE , ̃ ̃˙ RE ET. 
. 
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N 
Verschledene gebrauchte Widerstände zu bedeutend herabgesetzten Preisen. 


Der Heimatdienſt 


OLGEMALDE 


namhafter Maler, konkurrenzlos billig 
von Mk.25,— an. 8 Tage zur Ansicht 
Über 10000 zufriedene Kunden. Für Mitglieder 
10% od. Zahlungserleichterung ohne Preisaufschlag 
bis 12 Monate. Besichtigen Sie unverbindlich 
unsere Ausstellung oder verlangen Sie photo- 
graphische Abbildungen Nr. 110. 

Versand nach allen Plätzen Deutschlands. 
„Der Kunstkreis‘‘ G. m. b. H. 
Verkaufsstelle d. Deutschen Maler-Gilde e.V. 


Berlin C25, Kurze Straße 17, hinter dem Lehrer- 
vereinshaus. Geschaftszeit 7. Tel. Kupfergr.4048 


Sie sorgen dadurch 
für staatsbürgerliche 
Aufklärung. 


Schreiben Sie Adressen 


Wer Sie besucht 
der ist entzückt! W 


teilige 3 
3 essel, 1 Tisch 


zusam. 
nur RM- 


dabei in fü M 
— ef franko Lieferung ummmmnmmmn 
Geben Sie mir heute noch Ihre Adresse! 


J. Böhm, Oberlangenstadt 61 
Möbelfabrik Lichtenfels Land 


edel Katalog grarıs. Teıizahıung 


— 


Berlin W35. 


qa n- zo 


Dekorative Raumkuns 
ARRLLNHNUERURRKERRTRERRRRKEHTERN 
Wohn- und Geschäftsräume 
Spez.: Treppenflure, Fassaden 


Gediegen ertwzrbeit, 
— abar allerbilligste Preise! 


Auch Zahlungserleichterung. 


Malerei Werkstätten Woldt| 


Neukölln, Hermannstraße 16 
Anruf: EZ. Neukölln, 2295. 


von Interessenten an den || 
Zentralverlag l. m. b.H., 


Marke: Thüringer Ritter || 


Illu eitſchrift für 
e ere 


Die Reichsmarine 


alle 

zen der Marine und der deutſchen Seegeltung. Wer 0 1 * d 8 deutſche 
eichsmarine, Eintritt, Ausbildung ufw. informieren will, wer über die Tätig⸗ 
keit unſerer blauen Jungen, ihre Fahrten, ihre Erlebniſſe näheres wiſſen möchte, 
wer Freude und Intereſſe an dem ſchönen ſeemänniſchen Beruf hat, ſende 
Mk. 1.50 in Briefmarken an- den a 9 oder auf Poſtſcheckkonto 
Marine Verlag Ernſt Rubien Berlin Nr. 107 900. Dafür erhält man ein 
Vierteljahr lang die geitſchrift „Die Reihämartne” mit dem Sonderdruck 
„Ich möchte gern zur See fahren“, der alle näheren Angaben er die Einftellung 

bei der Reichsmarine und Handelsmarine enthält. 


Berlag „Die Reichs marine, Berlin⸗Lichterfelde. 


ama 


— 


Die Einbanddecke 
für 
„Heimatdienst“ Jahrg. 1931 
‘ In Halbleinen und Goldprägung 
Zum Preige von 2.— RM, zuzüglich Porto, 


falls Sie nicht den Stabselbstbinder zum Preise 
4 von 3.60 RM vorziehen, wodurch Sie die Einband- 


kosten sparen und das wertvolle Material in Ihre 
Bibliothek laufend als Buch einordnen können. 


Heimatdienst-InhaltsverzeichnisJahrgang1931 
A. zum: Preise von 15 Pfg. (zuzüglich Porto). 


Zentralverlag, G. m. b. H., Berlin W 35 


LITERATUR ZUR ABRUSTUNGSFRAGE 


ücher, die heute 


Abrüstung und Sicherheit 
Handbuch der Sicherheitsfrage. 


Mit einer Sammlung der wichtigsten Dokumente 
von Dr. K. Schwendemann. 


332 Seiten auf Dünndruckpapier gebunden 8.— RM 
AUS DEM INHALT: Abrüstung und Sicherheit 1919 bis 1925 — Die 

Sicherheitsfrage 1925 bis 1931. — Die Abrüstungsfrage 1925 bis 1931. 
DOKUMENTE zur Abrüstungs- und Sicherheitsfrage: — Das Genfer 
Protokoll von 1924. — Bemerkungen des Grafen Bernstorff vom 8. April 1929 
zur 6. Tagung der vorbereitenden Abrüstungskommission. — Bemerkungen 
der deutschen Regierung zu dem Arbeitsprogramm des Sicherheitskomitees 
vom Februar 1928. — Die Generalakte von 1928. — Das französische Memo- 
randum zur Abrüstungsfrage vom 15. 7. 1931. — Der Konventionsentwurf der 
vorbereitenden Abrüstungskommission. — Gegenüberstellung der wichtigsten 
Bestimmungen des Versailler Vertrages über die deutsche Abrüstung und der 
wichtigsten Bestimmungen des Konventionsentwurfes. 


von Dr.h.c. Max Graf Montgelas. 


64 Seiten, mit 8 Bildern u. Tabellen brosch. 1.50 RM. 


AUS DEM INHALT: Die Entwicklung des französischen Sicherheitsgedankens. 
— Frankreichs geographische Lage und besondere Umstände. — Frank- 
reichs Streitkräfte im Frieden und im Kriege. — Frankreichs Widerstand 
gegen die Herabsetzung seiner Rüstungen. — Gleiches Recht für alle. 

oder 


Wirkliche sn. Abrüstung 


Der Konventionsentwurf der Vorbereitenden Abrüstungs- 
kommission von Dr. K. Schwendemann. 
Durch jede Buchhandlung oder Preis 1.— RM. 


HISTORISCH- POLITISCHER VERLAG 
Rudolf Hofstetter. Leipzig € 1. 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil 
Alleinige Anzeigenannahme: Sentralverlag 


Gen 


jeder PO lit i 


emäß Preſſegeſetze Robert Breuer, Berlin⸗ Wilmersdorf. 
m. b. H., Berlin W 35, Potsdamer Straße 41. Fernruf B 1 Murfürſt 28 81. Offſetdruck: 
Anſchrift der Reichsyentrale für Beimatdienft, Berlin Sw 11, Prinz-Albrecht-Straße 5. 


ker lesen muß! 


Das richtige Informationsmateriall 
Abrüstung 
oder Kriessvorbereitung 
von K. L. von Oertzen. 
Mit einem Geleitwort v. Graf von Bernstorff, 
Eine kritische Darstellung des Konventionsentwurfes der Vorbereitenden 
Abrüstungskonferenz. Ein flammender Protest gegen die in diesem Entwurf 


mit Bildern und Tabellen 
Preis: 
3. Auflage, 124 Seiten 2.40 RM. 
geplante Scheinabrüstung auf Kosten der deutschen Sicherheit 


An Hand objektiven statistischen Materials erläutert der Verfasser im ein- 
zelnen die Forderungen Deutschlands und die Methoden einer wirklichen 
Weltabrüstung. Seine ganz volkstümlich gehaltenen Darlegungen, die durch 
Auszüge aus dem Versailler Vertrag und aus dem Konventionsentwurf er. 
gänzt, durch ausgezeichnete graphische Darstellungen lebendig gemacht werden, 
geben eine gründliche N in das Abrüstungs- und Sicherheitsproblem. 


Wirkliche Abrüstung 


Preis: 
5 0.30 RM. 
mit einem Geleitwort von Graf von Bernstorff. 


Herausgegeb. von der Deutschen Liga für Völkerbund. 
Durch jede Buchhandlung oder 


ZENTRALVERLAG G.M.B.H., BERLIN W 35. 


von Dr. Hans Kirchhoftt, 


Für den Anzeigenteil: 322 Weiße, Berlin⸗Neukölln. 
W. Büxenſtein, Berlin SW 48. 398 


